
ten. Bedarfsge-
rechte Weiterbil-
dung ist auf der
Grundlage öffent-
licher Verantwor-
tung und Rahmen-
planung nur über
ein plurales Sy-
stem bei weitge-
hender Freiheit
der Lehre möglich.
Weiterbildung verträgt keinen staat-
lichen Dirigismus, keine Steuerung oder
Reglementierung von außen. Sie bedarf
allerdings der Rechtssicherheit und
langfristigen Planungssicherheit. Dazu
gehört vor allem eine gesicherte finanzi-
elle Förderung.

44..  MMeehhrr  bbeettrriieebbsswwiirrttsscchhaaffttlliicchheess  DDeennkkeenn
eerrsscchheeiinntt  nnoottwweennddiigg..

Bildung und Ökonomie sind keine
Gegensätze, obgleich sie in der Weiter-
bildung häufig als Gegensatzpaar ver-
wendet werden. Wenn die „Sprache der
Ökonomie“ in der Weiterbildungsland-
schaft Verwendung findet, wenn von Be-
triebslehre, Marketing oder Kostenrech-
nung die Rede ist, ist bei den Verant-
wortlichen noch immer vielfach Unbeha-
gen festzustellen. Befürchtet wird zu-
meist der Verlust bildungspolitischer
Ziele und Ansprüche zugunsten einer
Kommerzialisierung oder Privatisierung
der öffentlichen Weiterbildung. Solche
Argumentationen nähren das Vorurteil,
daß Bildung und Ökonomie in klassi-
schem Widerspruch stehen. Daß dem
nicht so ist oder nicht so sein muß, hier-
für bedarf es noch eines großen Diskus-
sions- und Aufklärungsprozesses.

Die Weiterbildung hat in den
vergangenen Jahrzehnten
kontinuierlich an Bedeutung
gewonnen. Die schnelle tech-
nologische Entwicklung und
die Ausdifferenzierung der
kulturellen, politischen und
sozialen Grundlagen unserer
Gesellschaft erfordern hohe
Mobilität und ständige Wei-
terbildung; die Situation auf
dem Arbeitsmarkt läßt den Er-
werb von Schlüsselqualifika-
tionen in einem Prozeß le-
benslangen Lernens immer
wichtiger werden.

leichzeitig hat die Konkurrenz
der „Anbieter“ auf dem
„Markt“ der Erwachsenenbil-
dung ständig zugenommen;

immer mehr Volkshochschulen und
Heimvolkshochschulen werben mit ih-
ren Angeboten. Das ist eine Entwick-
lung, die ihre guten Seiten hat: Die An-
gebotsvielfalt wird größer, und die Qua-
lität nimmt zu. Es gibt aber auch proble-
matische Seiten: Die Werbung um die
begrenzte Zahl der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer kann zu „reißerisch“ aufge-
machten Seminarangeboten und zu ei-
nem Verdrängungswettbewerb mit un-
gewollten Folgen führen, weil Anbieter
aus dem möglichst breit zu haltenden
Spektrum ausscheiden. Deshalb muß

der demokratisch legitimierte Staat die
finanziellen, aber auch die inhaltlichen
Rahmenbedingungen definieren und
kontrollieren.

VVoorr  ddiieesseemm  HHiinntteerrggrruunndd  sstteelllleenn  ssiicchh  ddiiee
FFrraaggeenn::

In welche Richtung soll die künftige
Entwicklung der Weiterbildung verlau-
fen? Welche Perspektiven hat die Wei-
terbildung? Als Antwort sollen sechs
Punkte genannt werden.

11..  WWeeiitteerrbbiilldduunngg  mmuußß  aauucchh  iinn  ZZuukkuunnfftt  eeii--
nnee  ssttaaaattlliicchhee  AAuuffggaabbee  sseeiinn..

Die Einrichtungen halten ein flächen-
deckendes, vielfältiges Grundangebot
an Weiterbildung vor, damit gewährlei-
sten sie die Regelmäßigkeit und Verläß-
lichkeit. Gleichzeitig wird so der öffentli-
che Zugang für jedermann sowie Offen-
heit auch hinsichtlich aller Themen und
Methoden garantiert.

22..  AAnn  ddeerr  ööffffeennttlliicchheenn  VVeerraannttwwoorrttuunngg  ffüürr
ddiiee  WWeeiitteerrbbiilldduunngg  mmuußß  ffeessttggeehhaalltteenn
wweerrddeenn..

Der Gesamtbereich der Weiterbil-
dung ist neben Schule, Hochschule und
beruflicher Bildung als gleichberechtig-
ter Teil des öffentlichen Bildungssy-
stems und damit als öffentliche Aufgabe
anzusehen. Die öffentliche Aufgabe
„Weiterbildung“ bedeutet deshalb: Ge-
meinsame Verantwortung von Ländern,
Kommunen und den Trägern der Weiter-
bildung.

33..  PPlluurraalliittäätt  ssiicchheerrtt  eeiinnee  bbeeddaarrffssggeerreecchh--
ttee  WWeeiitteerrbbiilldduunnggsseennttwwiicckklluunngg  vvoorr  OOrrtt..

Weiterbildung auf kommunaler und
regionaler Ebene ist durch das Neben-
einander einer Vielzahl von un-
terschiedlichen Trägern und Einrichtun-
gen gekennzeichnet. Diese bestehende
Pluralität ist ausdrücklich zu befürwor-
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55..  KKoonnssoolliiddiieerruunngg  iisstt  vvoorr  aalllleemm  dduurrcchh
WWaacchhssttuumm  uunndd  EEnnttwwiicckklluunngg  zzuu  eerrrreeii--
cchheenn..

Kürzungen und Gebührenerhöhun-
gen sind kontraproduktiv. Angebotsre-
duzierungen bzw. Gebührenerhöhungen
schaden insgesamt der Sache mehr, als
daß sie nützen. Nachgedacht werden
muß allerdings über Möglichkeiten einer
stärkeren Profilbildung und Akzentset-
zung, auch unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten. Dabei sind die bestehen-
den Konzepte zu überdenken und vor
dem Hintergrund des jeweiligen örtli-
chen bzw. regionalen Bedarfes und der
besonderen Bedingungen eigene Leitbil-
der zu entwickeln, mit Aufgabenstellun-
gen und Zielsetzungen.

AAllss  FFaazziitt  ddeerr  bbiisshheerriiggeenn  AAuussffüühhrruunnggeenn
bblleeiibbtt  ffeessttzzuuhhaalltteenn::

Die Bedeutung der Weiterbildung
wird nicht geringer werden. Angesichts
der vor uns liegenden Aufgaben wird die
Notwendigkeit von Weiterbildung eher
noch zunehmen.

66..  ZZuukkuunnfftt  ddeess  BBiilldduunnggssuurrllaauubbss..
In einer Zeit des schnellen Wandels

bewirken gesellschaftliche, ökonomi-
sche und technische Änderungen, daß
wir im Berufs- wie auch im Alltagsleben
mit neuen Anforderungen konfrontiert
werden.

Bei der Bewältigung dieser Anforde-
rungen vermittelt Bildung Kenntnisse
und Fertigkeiten, die am Arbeitsplatz
oder im Alltagsleben eingesetzt werden
können. Gleichzeitig werden Kompeten-
zen vermittelt, die die

Menschen befähigen, an den gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Um-
strukturierungsprozessen mitzuwirken.

Die seit 1975 in Niedersachsen be-
stehende Möglichkeit für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, für die Teil-
nahme an Weiterbildungsveranstaltun-
gen Bildungsurlaub zu beantragen, ist
ein wichtiges Element unseres Bildungs-
systems.

Konflikte um die Inanspruchnahme
des Bildungsurlaubs beruhen häufig auf
der Befürchtung, nicht alle gesetzlichen
Normen des Erwachsenenbildungsge-
setzes (EBG) und Niedersächsischen Bil-
dungsurlaubsgesetzes (NBildUG) könn-
ten eingehalten werden. Auch die Tatsa-
che, daß die Inanspruchnahme des Bil-
dungsurlaubs für die betroffenen Betrie-
be und Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer mit erheblichen Kosten verbun-
den ist, verlangt einen verantwortlichen
Umgang mit diesem Recht. Wer seinen
Bildungsurlaub mißbraucht oder wer als
Veranstalter dem Mißbrauch Vorschub
leistet, setzt diese bildungspolitische Er-
rungenschaft aufs Spiel.

Um Mißbräuche bei der Inanspruch-
nahme von Bildungsurlaub auszuschlie-
ßen, muß jede Bildungsveranstaltung
als freistellungsfähig anerkannt werden.

Durch § 11 Abs. 2 NBildUG ist sicher-
gestellt, daß Freizeitveranstaltungen
und sogenannte Hobbykurse, aber auch
Selbsterfahrungskurse, autogenes Trai-
ning, Yoga u. ä. von der Anerkennung als
Bildungsurlaub ausgeschlossen sind.
Nach dem ausdrücklichen Willen des
Gesetzgebers läßt diese Bestimmung je-
doch Veranstaltungen, die der berufli-
chen Weiterbildung oder der Aus- und
Fortbildung ehrenamtlicher oder neben-

beruflicher Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter dienen, unberührt. Hierzu

gehören z. B. auch die Aus-
oder Fortbildung von Sportü-

bungsleitern, Trainern und
Chorleitern. Die Teilneh-

merinnen und Teilneh-
mer an solchen
Veranstaltungen erwer-
ben die zur Übernahme
solcher Funktionen er-

forderlichen Qualifikatio-
nen nicht für ihre private Freizeitgestal-
tung, sondern für den Dienst an der All-
gemeinheit. Durch den Besuch entspre-

chender Bildungsurlaubsveranstaltun-
gen soll das Ehrenamt in unserem Ge-
meinwesen gestärkt werden.

Über die Notwendigkeit der politi-
schen Bildung bedarf es angesichts der
täglichen Meldungen über Ausbrüche
von Haß und Gewalt gegenüber Minder-
heiten keiner besonderen Hinweise.

Der Landesausschuß für Erwachse-
nenbildung hat am 01.12.1993 „Leitsätze
zur Durchführung von Bildungsurlaubs-
veranstaltungen“ beschlossen, die sich
als Selbstverpflichtung der Träger ver-
stehen und in erster Linie der Qualitäts-
sicherung dienen.

Somit ist sichergestellt, daß die ge-
setzlichen Regelungen die Anerkennung
von Veranstaltungen mit urlaubsähnli-
chem Charakter ausschließen.

In elf Bundesländern gibt es Bil-
dungsurlaubsgesetze. Außer in Nieder-
sachsen sind nur noch in Bremen und
Schleswig-Holstein neben der politi-
schen und beruflichen Bildung auch Ver-
anstaltungen der allgemeinen Bildung
freistellungsfähig. Im Rahmen der No-
vellierung des NBildUG im Jahre 1991 ist
- auch auf Wunsch aller Fraktionen - an
dieser Regelung festgehalten worden.
Es ist in der Bildungspolitik, -praxis und
-forschung weitgehend unbestritten,
daß die Unterscheidung in berufliche
und allgemeine Bildung überholt und
daher zu Gunsten einer Integration aller
Bildungsarten aufzugeben ist. Insbe-
sondere von der Wirtschaft wird aner-
kannt, daß zur beruflichen Kompetenz
nicht nur spezielle fachliche, betriebli-
che Qualifikationen, sondern in zuneh-
mendem Maße extrafunktionale, allge-
meine Kenntnisse und Fähigkeiten (sog.
Schlüsselqualifikationen) gehören. Ge-
rade die Rationalisierung und Compute-
risierung der Arbeitswelt steigern die
Bedeutung arbeitsplatzspezifischer Mo-
tivationen wie Sorgfalt,  Verantwor-
tungsbewußtsein, soziale Kompetenz
sowie allgemeiner Fertigkeiten wie tech-
nische Intelligenz, Menschenführung,
Kommunikation.
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„Irre! Fußball als Bildungsurlaub“
lautete die Schlagzeile der BILD am
Sonntag, 14.7.98. Der Artikel kritisierte
ein BU-Angebot der Ev. HVHS Bederkesa,
das sich während der Fußball-WM mit der
Welt des Fußballs „zwischen Spiel, Kom-
merz und Politik“ auseinandersetzte. Er
ließ das Seminar als Freizeitveranstal-
tung erscheinen, für die weder eine Frei-
stellung noch eine öffentliche Förderung
gerechtfertigt sei.

Voraus ging eine Presseerklärung des
Bundes der Steuerzahler, in der die Aner-
kennung des Seminars als Bildungsur-
laub kritisiert und die Freistellung von Ar-
beitnehmerInnen scharf gerügt wurde,
versehen mit einer Anmerkung, Bildungs-
urlaub solle allenfalls als berufliche Wei-
terbildung gerechtfertigt sein.

Eine Reihe von Presseberichten folg-
te, Stellungnahmen des Ministers und
der Parteien. Der Bildungsurlaub war
(mal wieder) in der Diskussion - und in
den Schlagzeilen.

Ein Sturm im Wasserglas? Für das
nbeb-Magazin war die skizzierte Ausein-
andersetzung Anlaß, die SprecherInnen
für Erwachsenenbildung der Landtags-
fraktionen zu einer Diskussion über die
Situation des Bildungsurlaubs und der
politischen Bildung einzuladen.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Wie bewerten Sie
rückblickend und mit etwas Abstand die
Vorgänge um den „Fußball-Bildungsur-
laub“?

WW..  WWuullff  ((SSPPDD)):: Ich würde sagen, „viel
Lärm um wenig“ ist die passende Klassifi-
zierung. Es hat viel Aufregung gegeben,
verursacht vor allem durch die Presse,
insbesondere durch die BILD-Zeitung.
Hätte man sich das Programm genau an-
gesehen, dann hätte man feststellen kön-
nen, daß es sich hier selbstverständlich
nicht um eine Freizeitveranstaltung han-
delte. Es ging vielmehr darum, die Proble-
me zu behandeln, die mit dem Fußball in
unserer Gesellschaft zusammenhängen.
Problematisch war vielleicht die von eini-

gen als „reißerisch“ empfundene Ankün-
digung der Heimvolkshochschule Beder-
kesa. Das wage ich nicht zu beurteilen.
Ich selbst habe sie nicht als reißerisch
empfunden, manche haben es getan. Das
ist eher eine Klassifizierung, die aus sub-
jektiven Interessen entspringt, hier etwas
„hochzuziehen“. Wenn man sich das vor-
gelegte Programm genau ansieht, so hat
es eindeutig den Anerkennungskriterien
genügt, insbesondere z. B. mit der Lern-
zielformulierung: „Die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer sollen lernen, Fußball
nicht nur als Spiel zu sehen, sondern die
politische, wirtschaftliche und kulturelle
Bedeutung von Fußball zu erkennen“.
Das ist absolut in Ordnung, und auch das
Programm selbst, wenn man es im einzel-
nen betrachtet, ist sinnig. Das Problem
ist, daß alle Einrichtungen der Erwachse-
nenbildung in einer Marktsituation ste-
hen und von daher auch darauf angewie-
sen sind, Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer zu gewinnen, wobei sie manchmal
vielleicht zu Maßnahmen greifen, die im
nachhinein gesehen nicht ganz glücklich
sind. Aber das ist der einzige problemati-
sche Tatbestand, den ich in diesem Kon-
text sehen würde. Da muß sich die Ein-
richtung einfach fragen, ob es die richtige
Form war oder ob man nicht auch eine an-
dere Form hätte wählen können. Dies ist
in den ersten Stellungnahmen des Mini-
sters auch so zum Ausdruck gebracht
worden.

BB..  LLiittffiinn  ((BBüünnddnniiss  9900//GGrrüünnee)):: Ich den-
ke nicht, daß die BILD-Zeitung das Medi-
um ist, das überhaupt eigene Ideen ent-
wickelt. Dahinter stand der Bund der
Steuerzahler. Das sind durchaus gebilde-
te Menschen, die von sich meinen, sie ha-
ben zu bestimmen, wofür das Geld der
Steuerzahler und Steuerzahlerinnen aus-
gegeben wird. Von dieser Seite aus ging
der ganze Aufstand ja los. Ich bewerte
das Seminar wie Wolfgang Wulf, denke
aber, daß die Erwachsenenbildung im
Moment in einer schwierigen und auch

sehr sensiblen Situation ist. Dies hat
auch damit zu tun, daß durch das ganze
„höher, schneller, weiter“, das in der Be-
völkerung herrscht, aber auch von der
Politik ein Stück weit vorgegeben wird,
die Inhalte der politischen Bildung, auf
die wir gemeinsam - rot und grün - bei der
Novellierung des EBG Wert gelegt haben,
den Bach runterzugehen drohen. Für uns
ist es momentan sehr schwer, diese In-
halte auch in der Öffentlichkeit zu vertei-
digen. Und so hat auch Minister Opper-
mann in einer seiner Stellungnahmen ge-
schrieben, die Erwachsenenbildung müs-
se im Kern berufliche Fertigkeiten und
Schlüsselqualifikationen vermitteln. Das
ist ja nicht unbedingt das, was das Er-
wachsenenbildungsgesetz formuliert,
sondern die politische Bildung hat dort
einen sehr, sehr hohen Stellenwert. Viel-
leicht wäre es in der schwierigen gesell-
schaftlichen Situation tatsächlich besser
gewesen, dieses Seminar doch etwas an-
ders anzukündigen. Unterm Strich ist es
aber gut und richtig, die bildungswilligen
Menschen da abzuholen, wo sie stehen.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Es gab ein großes
Medienecho, und es wurde von politi-
scher Seite entsprechend reagiert. Aber
dies geschah von Anfang an eigentlich in
einer Verteidigungshaltung. Wie beurtei-
len Sie dieses Szenario?

WW..  WWuullff:: Es ist schon richtig, daß of-
fensichtlich alles, was mit Erwachsenen-
bildung zu tun hat, häufig sehr schnell
pauschal beurteilt wird, in den Bereich
der Freizeit hineingeschoben und nicht
ernstgenommen wird. Woran liegt das?
Das liegt nicht nur an denjenigen, die die-
se Vorwürfe erheben, sondern möglicher-
weise auch an der Erwachsenenbildung
selbst. Ihr täte es gut, mit mehr Selbstbe-
wußtsein an die Sache heranzugehen,
und das, was man selber erreicht hat und
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erreichen will, besser zu verkaufen. In
dem konkreten Fall war es natürlich so,
daß es eine absolute Medieninszenie-
rung gab, die dann im Lauf der Woche in
sich zusammenbrach. Am Ende waren es
nur zwei Zeitungen, die überhaupt noch
von diesem Seminar berichteten. Und ich
möchte hier darauf hinweisen, daß laut
Evangelischer Zeitung vom 28.06. ein 63-
jähriger Rentner bei einer Teilnehmerbe-
fragung gesagt hat: „Eine Strafe ist das.
Wäre ich zu Hause geblieben, hätte ich
mehr gesehen“. Ich denke, das ist Aus-
zeichnung genug für dieses Seminar.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN: Zum Verhältnis von
Medien und Politik gefragt: Wäre es nicht
möglich, wirklich selbstbewußter, offen-
siver auf so eine Vorgabe der Medien zu
reagieren?

BB..  LLiittffiinn:: Das ist relativ schwierig, weil
ja auch wir Politikerinnen und Politiker
von den Medien abhängig sind und die
Medien oft bestimmen, was interessant
ist. Wenn wir irgendeinen starken Spruch
vorgeben, irgend jemanden beleidigen,
irgendwas „runtermachen“, wird das als
interessant empfunden, und es gibt ga-
rantiert eine Veröffentlichung. Wenn wir
aber differenziert, sensibel, problemori-
entiert und nicht so laut an die Probleme
herangehen, dann haben wir oft keine Re-
sonanz in den Medien. Ich denke, daß
sich hier eine Verarmung der Medienland-
schaft insgesamt zeigt. Da gibt es maxi-
mal 3-Minuten-Beiträge, und nach einer
Woche, wenn es gut geht nach 14 Tagen,
ist alles schon wieder vergessen. Denken
wir nur an die DVU-Debatte: Die hat 14 Ta-
ge nach der Wahl in Sachsen-Anhalt statt-
gefunden, und jetzt passiert nichts mehr.
Und es wird auch in Zukunft relativ wenig
passieren, um das Phänomen angemes-
sen zu untersuchen und Gegenstrategien
zu entwickeln. Ich weiß nicht, ob es uns
gelingen wird, da herauszukommen. Ich
fürchte, daß die Politiker, die das so se-
hen wie ich, gemeinsam nicht stark ge-
nug sind, um dem etwas entgegenzuset-

zen. Die Medienlandschaft ist einfach
stärker, und die Menschen sind oft auch
eher geneigt, diese kurzen, knappen, kla-
ren Hauptsätze aufzunehmen, und die
bleiben ihnen dann auch im Kopf: „Wei-
terbildung heißt Bali, und Bildungsurlaub
heißt Fußballweltmeisterschaft.“

WW..  WWuullff:: Vielleicht hierzu noch ein
Beispiel: Minister Oppermann hat eine
Presseerklärung herausgegeben, in der
er wortwörtlich sagt: „Mit dem Angebot
eines Fußballseminars kann man für die
Erwachsenenbildung im Land auch ein Ei-
gentor schießen.“. Was macht die HAZ
daraus? „Minister: Fußballseminar war
ein Eigentor“. Das ist durchaus typisch:
Eine Möglichkeit wird als Behauptung
wiedergegeben.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Wenn Sie  das Ver-
hältnis von politischer Bildung und ge-
sellschaftlicher Modernisierung sehen:
Welchen Stellenwert räumen Sie in die-
sem Modernisierungsprozeß der politi-
schen Bildung ein?

BB..  LLiittffiinn:: Für mich ist politische Bil-
dung gerade in der gegenwärtigen gesell-
schaftlichen Situation so wichtig wie nie
zuvor. Das fängt an den Schulen an und
hört in der Erwachsenenbildung noch lan-
ge nicht auf. Ich beobachte, daß immer
mehr Menschen von der Teilnahme am
gesellschaftlichen Geschehen ausge-
schlossen sind, daß immer mehr von
dem, was man als soziale Kompetenzen
bezeichnen könnte, verlorengeht und
daß wir immer weniger „Polis“, also auch
Gemeinschaft, sind. Da hätte ich tatsäch-
lich gern noch mehr Bildungsangebote,
die versuchen, dieser Entwicklung entge-
genzuarbeiten. Ob das gelingt, weiß ich
nicht, aber ich denke, wir müssen zu allen
Mitteln greifen, die wir haben, um die Ge-
sellschaft sehr viel stärker als es jetzt der
Fall ist, zu politisieren, um tatsächlich
auch teilzuhaben und sich einzumischen.

WW..  WWuullff:: Im Prozeß der gesellschaftli-
chen Modernisierung hat die politische
Bildung eine ganz zentrale Funktion. Wir
werden um einige weniger angenehme
Entwicklungen nicht herumkommen.
Aber es kommt darauf an, sich immer
wieder daran zu erinnern, was eigentlich
die Aufgabe der politischen Bildung ist,
nämlich anzuknüpfen an den tagtägli-
chen Erfahrungen der Menschen und Zu-
sammenhänge deutlich zu machen, mit
dem Ziel, daß die Menschen die gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen ihres
Handelns erkennen und auch erkennen,
was sie persönlich tun können, um eine
schlechte Situation in eine für sie bessere
zu verwandeln.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Zurück zum Bil-
dungsurlaub: Die Forderungen an die
Aufgaben des Bildungsurlaubs bewegen
sich zwischen zwei Polen. Einerseits soll
der Bildungsurlaub allenfalls der berufli-
chen Weiterbildung dienen, andererseits
soll er gesellschaftliche Demokratisie-
rungsprozesse fördern. Wenn Sie die bei-
den Polen sehen, wo liegt nach Ihrem
Verständnis die Aufgabe des BU? Und
was sollte aus Sicht der Politik von der Er-
wachsenenbildung geleistet werden?

WW..  WWuullff:: Der Bildungsurlaub ist von
uns bewußt so gestaltet worden, daß be-
rufliche Bildung ebenso wie allgemeine,
kulturelle und politische Bildung durch-
geführt werden kann. Er bietet eine Form,
in der sich Menschen auch mit Dingen be-
schäftigen können, mit denen sie sonst in
ihrer beruflichen Tätigkeit nicht konfron-
tiert sind. Er räumt ihnen bewußt die
Möglichkeit ein, andere, neue Felder in
der Gesellschaft kennenzulernen. Wenn
man das auf berufliche Weiterbildung re-
duzieren würde, dann wäre das nicht das,
was mit dem Bildungsurlaub beabsichtigt
ist. Selbstverständlich kann und soll der
Bildungsurlaub auch der beruflichen Wei-
terbildung dienen. Es wird sicherlich auch
so sein, daß mehr und mehr Menschen
den Bildungsurlaub zur beruflichen Wei-
terbildung nutzen werden. Im übrigen
müssen wir sehen, daß die verschiede-
nen Kampagnen der letzten Jahre dazu
geführt haben, daß die Zahl der Men-
schen, die das Recht auf Bildungsurlaub
wahrnehmen, gesunken ist: 1995 waren
es 51.000 Männer und Frauen, 1996
47.000, obwohl auf der anderen Seite die
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Veranstaltungsangebote sich in den letz-
ten 16 Jahren verdreifacht haben.

BB..  LLiittffiinn:: Ich sehe die Aufgaben des
Bildungsurlaubs genauso, und es ist
nach wie vor wichtig, diese Aufgaben zu
verteidigen. Die Abnahme der Teilnehme-
rInnen-Zahl liegt auch daran, daß immer
mehr Menschen sich gar nicht trauen, bei
ihrem Arbeitgeber nachzufragen bzw. an-
zumelden, daß sie Bildungsurlaub haben
wollen, weil die Angst um den Arbeits-
platz inzwischen größer ist als alles ande-
re. Es gibt die Befürchtung, daß Nachteile
entstehen können, wenn ein Bildungsur-
laub nicht der unmittelbaren Qualifizie-
rung oder Weiterqualifizierung für den
ausgeübten Job dient.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Sie haben die Nach-
frageseite angesprochen. Aber es gibt
auch Folgen für die Angebotsseite: Als
Einrichtung fragt man sich etwa, warum
sollen wir überhaupt noch solche Ange-
bote machen, wenn wir uns möglicher-
weise Ärger einhandeln und die Teilneh-
merInnen bedingt durch die skizzierte Si-
tuation ohnehin verstärkt auf Angebote
zugreifen, die ausschließlich beruflich
ausgerichtet sind?

WW..  WWuullff:: Das ist augenblicklich eine
ganz schwierige Situation für die Erwach-
senenbildung. Einerseits gibt es eine Re-
duzierung der öffentlichen Finanzmittel,
andererseits haben die Menschen weni-
ger Geld in der Tasche. Wir wissen natür-
lich, daß höhere Teilnahmegebühren häu-
fig erforderlich sind, um überhaupt über
die Runden zu kommen. Und es stellt sich
die Frage: Kommen die Leute überhaupt
bei den Angeboten, die wir ihnen ma-
chen? Ist es das, was zieht? Und logi-
scherweise neigen manche Einrichtungen
dazu, eher die Veranstaltungen anzubie-
ten, bei denen sie davon ausgehen kön-
nen, daß sie damit auch Erfolg haben
werden, etwa Computerkurse oder
Sprach-Bildungsurlaube. Das sind in der
Regel Angebote, die laufen, während An-
gebote der politischen Bildung nicht
mehr die Massen anlocken werden. Da
muß man, glaube ich, viel Phantasie ent-
wickeln, sowohl methodisch-didaktisch
als auch bezüglich der Werbung. Und das
kann natürlich, wie wir an dem Beispiel
gesehen haben, auch mal nach hinten
losgehen.

BB..  LLiittffiinn:: Das sind schöne Worte: Wir
fordern mal wieder die eierlegende Woll-

milchsau. Die Frage ist nur, ob wir die Ein-
richtungen nicht auch überfordern, wenn
wir sagen: haltet euer Angebot, so wie es
ist, aufrecht und kassiert dann die
Nackenschläge vom Bund der Steuerzah-
ler oder von der Bild-Zeitung oder von Po-
litikerinnen und Politikern, die gerade in
Wahlkampfzeiten häufig nicht den Mut
aufbringen, zu sagen: „Das war super,
was die da gemacht haben.“ Vielleicht
sollten wir uns gemeinsam vornehmen,
im politischen Bereich einfach auch mal
unpopulärer zu reagieren. Aber das ist
natürlich gerade im Moment wahnsinnig
schwer. Bei uns würde das wieder unter
dem Motto verkauft „Tapfer kämpfen die
Grünen gegen jede Stimme“. Für Gerhard
Schröder wäre es z. B. ein ganz dicker fet-
ter Minuspunkt gewesen, wenn er sich
vorbehaltlos hinter dieses „Fußball-Semi-
nar“ gestellt hätte. Aber ich will nach wie
vor den hohen Stellenwert der politi-
schen Bildung in der Erwachsenenbil-
dungslandschaft erhalten wissen. Wir
brauchen ihn dringend.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Anders herum ge-
fragt: Was kann die Erwachsenenbildung
von der Politik erwarten? Vielleicht läßt
es sich am Schlüsselbegriff der Evaluati-
on, der ja im Gesetz an zentraler Stelle
steht, etwas konkretisieren. Wird Evalua-
tion richtig betrieben, bringt sie Ergeb-
nisse, die Handlungsbedarf, zumindest
aber Diskussionsbedarf anzeigen: Wie
soll Ihrer Meinung nach damit umgegan-
gen werden? Kann man sich eine Art kon-
tinuierlichen Verbesserungsprozeß vor-
stellen, und wie könnte er aussehen?

WW..  WWuullff:: Wenn ich mir vor Augen füh-
re, was in den letzten zwei Jahren von den
Einrichtungen in diesem Sektor ent-
wickelt worden ist, dann muß ich sagen,
das ist eine gute Sache. Der Anstoß, den
wir mit dem EBG gegeben haben, hat
durchaus einen Selbstevaluierungspro-
zeß der Einrichtungen in Gang gebracht,

der positive Ergebnisse zeigt, wenn ich
etwa an den Bericht von ARBEIT UND LE-
BEN denke, an einige Einrichtungen im
VHS-Bereich oder aktuell an den Bericht
des Landesverbandes der Volkshoch-
schulen. Das geht schon in die richtige
Richtung: selbstkritisch herangehen, er-
kennen, wo Mängel sind, aber natürlich
auch betonen, wo positive Seiten sind
und diese verstärken. Ob man das nun
mit ISO 9000 macht oder ob man andere
Verfahren nimmt, das ist mir letztlich
egal. Wichtig ist, daß die Ergebnisse nicht
wieder in der Schublade verschwinden,
sondern ernstgenommen werden. Ich
denke, da wird natürlich jede Einrichtung
für sich Schlußfolgerungen ziehen, aber
wir müssen diese auch verallgemeinern.
Wir müssen das z. B. im Landesausschuß
thematisieren und dabei auch Klartext re-
den.

BB..  LLiittffiinn:: Wenn den Evaluationsbe-
richten keine Veränderungen folgen wür-
den, wären sie schlicht wertlos. Es kann
nicht sein, daß man einen Bericht macht,
der dann in der Schublade verschwindet.
Das ist nicht die Idee, die dahintersteht.
Sich selber kontinuierlich zu verbessern,
ist beabsichtigt. Und ich denke nicht, daß
es Aufgabe der Politik ist, da einzugreifen
und zu sagen, wir haben jetzt aus eurem
Evaluationsbericht diese oder jene
Schlußfolgerung für euch gezogen. Ich
erhoffe mir vielmehr, daß die Einrichtun-
gen selber - auch in verstärkter Zusam-
menarbeit - an Verbesserungsprozessen
arbeiten. Daß die Ergebnisse im Landes-
ausschuß besprochen und beraten wer-
den sollten, ist vollkommen klar. Wir wer-
den mit dem Phänomen der leeren öffent-
lichen Kassen noch ein paar Jahre leben
müssen. Das bedeutet, daß wir jede ein-
gesetzte Mark möglichst effektiv nutzen
müssen. Und dazu können die Träger der
Erwachsenenbildung tatsächlich ihren
Beitrag leisten. Denn es geht leider auch
um Geld. Die Evaluationsforderungen
sind letztendlich initiiert worden, weil die
öffentlichen Kassen leer sind...

eebb--MMAAGGAAZZIINN:: ...ist das nicht eine Eng-
führung...

WW..  WWuullff:: ... das ist eine Verkürzung,
ich sehe das nicht so ...

BB..  LLiittffiinn:: ... aber seien wir doch reali-
stisch und sagen: Not produziert auch
Wendigkeit. Und man sieht an den Ein-
richtungen, daß das so ist.
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nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Es gibt ja gewisser-
maßen eine „Nagelprobe“ in dem Mo-
ment, wo durch die Evaluation ein Pro-
blem, ein Veränderungsdruck aufgezeigt
wird, der zu einer entsprechenden Forde-
rung führt, die aber wiederum Geld ko-
stet. Wie wird damit umgegangen? Ein
Beispiel: Die Integration von Auslände-
rInnen und SpätaussiedlerInnen ist nicht
in den Gemeinwohlkatalog aufgenom-
men worden. Nun hat sich im Zusammen-
hang der Evaluation an diesem Punkt -
vorsichtig formuliert - Diskussionsbedarf
ergeben. Da kann natürlich nicht gleich
das Gesetz novelliert werden, aber es
muß festgestellt und gefragt werden:
Was kann man in den engen Gestaltungs-
grenzen machen?

WW..  WWuullff:: Diese Diskussion haben wir
natürlich geführt: Können wir in diesem
Bereich, der früher gefördert wurde, et-
was machen oder nicht? Die Befürchtung
war, daß das ein so großes finanzielles
Volumen darstellt, daß es alle anderen
Punkte sprengen würde. Aus diesem
Grund wurde dieser Aspekt nicht aufge-
nommen. Genau so wichtig wäre z. B. die
Frage der Familienbildung, etwa die Mög-
lichkeit der Kinderbetreuung in Veranstal-
tungen, das haben wir auch nicht mehr
drin. Das war ein Punkt, der von vielen
Einrichtungen bedauert wurde und der
jetzt auch wieder auf den Tisch kommen
wird. Wir müssen sehen, was wir mit den
Ressourcen, die uns zur Verfügung ste-
hen, machen können: Was ist uns wich-
tig? Wo setzen wir, d. h. die Einrichtungen
und die Politik, unsere Schwerpunkte?
Was jetzt vorliegt, ist keine statische
Festschreibung, sondern es muß immer
wieder hinterfragt werden: Sind das jetzt
wirklich die aktuellen gesellschaftlichen
Aspekte, oder sind Veränderungen erfor-
derlich? Wir haben in der Durchführungs-
verordnung eine Auflistung an Akzentu-
ierungen, und wenn es sich ergeben soll-
te, daß aufgrund der Evaluationsprozes-
se dies oder jenes nicht mehr als Schwer-
punkt gesehen wird, sondern eher etwas
anderes, dann ist darüber zu reden.

BB..  LLiittffiinn:: Gerade das Thema der Inte-
gration von AussiedlerInnen und Auslän-
derInnen brennt natürlich auf den Nä-
geln. Es gibt relativ neue Studien, die be-
legen, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land zwar seit mindestens 40 Jahren Er-
fahrungen mit Migration hat, eine Inte-

gration aber nie richtig geklappt hat.
Denn wie ließe sich sonst erklären, daß
ein ganz hoher Teil von Kindern, deren El-
tern oder sogar Großeltern ursprünglich
aus Italien gekommen sind, in der Bun-
desrepublik die Sonderschulen besucht.
Das gilt natürlich auch für andere Bevöl-
kerungsgruppen, etwa die türkischen
oder türkischstämmigen Bevölkerungs-
gruppen. Es ist zu beobachten, daß viele
Kinder und Jugendliche „absacken“. Und
die Erwachsenen ziehen sich eher in En-
klaven, in geschützte Räume zurück, wo
sie dann nur mit ihren - ja auch ehemali-
gen - Landsleuten zusammen sind. Hier
gibt es dringenden Handlungsbedarf,
wenn wir zu einem richtigen Miteinander
kommen wollen. Andererseits muß ich
auch sagen, es können keine zusätzli-
chen Mittel in Niedersachsen zur Verfü-
gung gestellt werden: Sie sind einfach
nicht da.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Sprechen wir noch
eine andere Ebene an: Vor der Bundes-
tagswahl wurde von verschiedenen Sei-
ten ein Weiterbildungsrahmengesetz ge-
fordert. Darin soll unter anderem auch
ein Recht auf Weiterbildung verankert
werden. Was halten Sie von diesen Über-
legungen?

BB..  LLiittffiinn:: Ich denke, daß es ein Recht
auf Weiterbildung gibt. Aber ich halte re-
lativ wenig davon, für alles, was es so
gibt, auch wieder neue Gesetze zu ma-
chen. Ich fürchte, diese Gesetze helfen
nicht weiter. Wir müssen ein anderes, of-
feneres gesellschaftliches Klima schaf-
fen, das mehr Leute in die Lage versetzt,
die Angebote tatsächlich anzunehmen.
Ich glaube, das ist viel wichtiger, als auf
der Bundesebene ein Gesetz zu machen,
in dem steht: „Jeder hat das Recht auf
Weiterbildung“. Denn wenn die Leute
sich aus den verschiedensten Gründen
nicht trauen, Angebote wahrzunehmen,
wird dieses gesetzlich verbriefte Recht
auf Weiterbildung uns überhaupt nicht
weiterhelfen und den Trägern auch nicht.

WW..  WWuullff:: Die Diskussion ist nicht neu.
Es hat sie in den 60er und 70er Jahren im-
mer wieder gegeben. Es ist hin- und her-
diskutiert worden, aber letztlich stand
immer wieder das individuelle Länderin-
teresse im Vordergrund. Denn jedes Land
hat natürlich für sich selbst definiert: „bei
mir ist es so in Ordnung“, und wenn ich
jetzt ein Weiterbildungsrahmengesetz

habe, dann tangiert das die Besitzstände.
Auf der anderen Seite muß ich natürlich
auch feststellen, daß wir im Länderver-
gleich sehr unterschiedliche Ausprägun-
gen von Weiterbildung / Erwachsenenbil-
dung in der Bundesrepublik haben, so-
wohl quantitativ als auch qualitativ. Hier
eine Vereinheitlichung anzustreben, ist
sicherlich nicht ganz falsch, aber das darf
nicht zu einer Nivellierung nach unten
führen, sondern muß ein höheres Niveau
zur Folge haben. Eine sehr wichtige Kom-
ponente ist die Frage: „Wie ist die eu-
ropäische Dimension?“. Und darauf bezo-
gen wäre eine einheitliche Bundespositi-
on durchaus wichtig. Das sehen wir nicht
nur im Weiterbildungsbereich, das sehen
wir vor allen Dingen im Hochschul- und
auch im Schulbereich. Ich bin fest davon
überzeugt, daß die Frage der Länderho-
heit im Bereich „Kultus“ irgendwann ganz
stark thematisiert werden wird, wenn es
zu einem höheren Druck seitens Europa
kommt. Und da stehen wir vor einer ganz
großen Schwierigkeit in Deutschland,
weil wir in dieser Frage ein anderes Sy-
stem haben als alle anderen Länder in Eu-
ropa.

BB..  LLiittffiinn:: Das gilt ja für unser gesam-
tes Bildungssystem, also auch für unsere
Abschlüsse, unsere Qualifikationen. Des-
wegen ist es ja z. B. so schwer, Men-
schen, die in der Schweiz, in Österreich
oder sonstwo gearbeitet haben, ihre Qua-
lifikation auch anzuerkennen.

WW..  WWuullff:: Wir Deutschen leben, was
diesen Aspekt angeht, unter einer Kä-
seglocke. Wir sehen überhaupt nicht, was
außerhalb unseres Landes, an Entwick-
lung läuft, beispielsweise in der Erwach-
senenbildung. Gut, wir haben traditionell
immer mal ein paar Blicke nach Schwe-
den geworfen, und manchmal wagt man
ja auch mal einen Blick nach Italien, aber
große Kontakte und Erfahrungsaustausch
gab es eigentlich nicht. Da läuft schon
wesentlich mehr im Bereich der Hoch-
schulen, es läuft inzwischen ein bißchen
was im Schulbereich, aber das ist noch
lange nicht genug. Wir werden in den
nächsten Jahren die Frage der europäi-
schen Dimension thematisieren müssen.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Vielen Dank für das
Gespräch.
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„Bildungsurlaub befindet sich
in der Legitimationskrise“
Schriftliches Interview mit Katrin Trost (CDU)

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Wie bewerten Sie
rückblickend und mit etwas Abstand die
Vorgänge um den „Fußball-Bildungsur-
laub“?

KK..  TTrroosstt:: Nachdem der Pulverdampf
verraucht ist, halte ich es gerade aus der
Sicht der Erwachsenenbildung für hilf-
reich, daß über die Notwendigkeit und
die Ausgestaltung von Bildungsurlaub
in den Medien und im Parlament wieder
einmal grundsätzlich diskutiert worden
ist.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Es war nicht nur in
diesem Fall zu beobachten, daß von po-
litischer Seite nur reagiert wurde - ver-
unsichert, aus einer defensiven Haltung
heraus -, während die Medien Ton und
Richtung vorgaben. Wie sehen Sie die-
ses „Szenario“?

KK..  TTrroosstt:: Die gerade in Niedersach-
sen sehr breite Ausgestaltung des Bil-
dungsurlaubsbegriffs bietet Spielraum
für populistische Attacken der Medien.
Politik befindet sich dann in der Defensi-
ve, wenn allgemeiner Konsens in Sach-
fragen herrscht und Alternativpositio-
nen nicht deutlich werden. Offensive po-
litische Positionen dagegen fordern Me-
dienreaktionen heraus.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Welchen Stellen-
wert räumen Sie der politischen Bildung
im vielbeschworenen Prozeß der „ge-
sellschaftlichen Modernisierung“ ein?

KK..  TTrroosstt:: Ich halte es nach wie vor für
das wichtigste Anliegen der politischen
Bildung, das Verständnis für politische
Sachverhalte zu fördern, das demokrati-
sche Bewußtsein zu festigen, einen Bei-
trag zum Konsens über die grundlegen-
den Werte und Ziele unserer Gesell-
schaft zu leisten und die Bereitschaft zur
politischen Mitarbeit zu stärken. Im ge-
nannten Prozeß der gesellschaftlichen
Modernisierung ist es Aufgabe der poli-
tischen Bildung, diejenigen Themen auf-
zugreifen, die aus neuen politischen,
ökonomischen, ökologischen, sozialen
und kulturellen Gegebenheiten resultie-
ren.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Die Stellungnah-
men zum Bildungsurlaub bewegen sich
zwischen zwei Polen: Auf der einen Seite

wird gefordert, daß der Bildungsurlaub
allenfalls dann gerechtfertigt sei, wenn
er der beruflichen Weiterbildung diene.
Andererseits wird befürchtet, daß „Bil-
dung“ damit auf einen zweckrationalen
Qualifizierungsprozeß reduziert werde,
die Erwachsenenbildung aber - zumal
wenn sie in öffentlicher Verantwortung
ausgeübt wird - beispielsweise auch die
Aufgabe habe, gesellschaftliche Demo-
kratisierung zu befördern. Worin sehen
Sie die Aufgabe des Bildungsurlaubs?
Was erwarten Sie, was erwartet „die Po-
litik“ von der Erwachsenenbildung, ge-
genwärtig und zukünftig?

KK..  TTrroosstt:: Bildungsurlaub befindet
sich im Zeichen wirtschaftlicher Heraus-
forderungen in einer Legitimationskrise.
Wenn die Verlagerung von Lehrerfortbil-
dung in die unterrichtsfreie Zeit disku-
tiert wird, dann darf die Freistellung für
Bildungsmaßnahmen der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer nicht ausge-
spart werden. Viele Bundesländer ver-
zichten ganz auf ein Bildungsurlaubsge-
setz. Es stellt sich für Niedersachsen die
Frage, inwieweit der Bildungsbegriff des
Erwachsenenbildungsgesetzes und des
Bildungsurlaubsgesetzes entkoppelt
werden müssen. Von daher ist die Forde-
rung nach Konzentration auf berufliche
Weiterbildung nachvollziehbar. Grund-
sätzlich hat Bildungsurlaub aus meiner
Sicht die Aufgabe, Rüstzeug für eine
sich rapide wandelnde Welt zu liefern.
Von der Erwachsenenbildung erwarte
sich, daß sie dazu beiträgt, die Heraus-
forderungen lebenslangen Lernens zu
bewältigen. Ich sehe Ihre Stärke darin,

auf die aktuellen wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Herausforderungen
zu reagieren und in Kooperation mit
Dritten den Erwerb neuer persönlicher
und beruflicher Kompetenzen sicherzu-
stellen. 

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Was kann die Er-
wachsenenbildung von der Politik er-
warten? Ein Schlüsselbegriff des novel-
lierten Erwachsenenbildungsgesetzes
ist z. B. die Evaluation. Deren Ergebnis-
se werden Fragen aufwerfen, Diskussi-
ons- und Handlungsbedarf beschreiben.
Wie soll Ihrer Meinung nach damit um-
gegangen werden? Kann es z. B. eine Art
kontinuierlichen Verbesserungsprozeß
geben, und wie könnte er aussehen?

KK..  TTrroosstt:: Das Erwachsenenbildungs-
gesetz ist kein statisches Gebilde, seine
Bestimmungen gehören in regelmäßi-
gen Abständen auf den Prüfstand. Eine
konsequente Evaluation ist dafür unab-
dingbare Voraussetzung. Ihre Ergebnis-
se sind in die ständige Reformdiskussi-
on über das EBG einzubeziehen.

nnbbeebb--MMAAGGAAZZIINN:: Vor der Bundes-
tagswahl wurde von verschiedenen Sei-
ten ein Weiterbildungsrahmengesetz
des Bundes gefordert. Darin soll unter
anderem auch ein Recht auf Weiterbil-
dung für alle verankert werden. Was hal-
ten Sie von diesen Überlegungen?

KK..  TTrroosstt:: Ich halte grundsätzlich
nichts davon, immer weitere gesetzliche
Regelungen und Verordnungen zu tref-
fen, die die individuelle Lebensgestal-
tung des einzelnen bis ins letzte regle-
mentieren. Dies gilt auch für das ge-
nannte „Recht auf Weiterbildung“. Statt
neue Rechte zu fordern, gilt es, sich auf
seine Pflichten und auf seine Eigenver-
antwortung zu besinnen. Im Rahmen
dieser individuellen Eigenverantwor-
tung halte ich es für die Pflicht jedes ein-
zelnen, für die Herausforderungen des
lebenslangen Lernens gerüstet zu sein.
Insoweit wird Weiterbildung zur indivi-
duellen Pflichtaufgabe, nicht aber zu ei-
nem einklagbaren Recht.
(Aus terminlichen Gründen war es leider nicht mög-
lich, mit den drei Fraktionssprecher/innen für Er-
wachsenenbildung ein gemeinsames Gespräch zu
führen. Wir haben uns deshalb zu der „Notlösung“
entschlossen, das Gespräch mit Wolfgang Wulf (SPD)
und Brigitte Litfin (Grüne) durch ein schriftliches „In-
terview“ mit Katrin Trost (CDU) zu ergänzen. Natur-
gemäß unterscheiden sich der Stil des Gesprächs so-
wie die dabei gestellten Fragen etwas von Fragen
und Stil des schriftlichen „Interviews“.)
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Die Situation der Erwachse-
nenbildung ist dadurch ge-
prägt, daß der politische Wil-
le, „die Erwachsenenbildung
zu einem gleichberechtigten
Zweig des Bildungswesens
auszubauen“, nicht eingehal-
ten werden konnte. So ist z. B.
in Niedersachsen - das im Ver-
gleich zu anderen Bundeslän-
dern noch auf das am besten
ausgestattete Gesetz verwei-
sen kann - der vorgesehene
Etat in den letzten Jahren um
ca. 1/3 gekürzt worden. Der
Gesamtetat beträgt z. Z. ca.
103 Mio. DM, was noch nicht
einmal dem Haushaltsvolu-
men einer mittleren Univer-
sität entspricht.

a auch in naher Zukunft keine
Verbesserung der finanziellen
Möglichkeiten zu erwarten
ist, muß davon ausgegangen
werden, daß sich die Länder

mehr und mehr aus der Finanzierung be-
ruflicher Fort- und Weiterbildung zurück-
ziehen, die allgemeine Erwachsenenbil-
dung nur noch geringfügig unterstützen
und die vorhandenen Landesmittel
schwerpunktmäßig für die Förderung
von politischen und weitergehend auch
von wert- und normenorientierten Bil-
dungsmaßnahmen einsetzen werden.
Abgesehen davon werden voraussicht-
lich entsprechend der Formulierung im
novellierten Niedersächsischen Erwach-

senenbildungsgesetz unter dem Sam-
melbegriff „Gemeinwohlorientierte Bil-
dung“ auch Angebote zum 2. Bildungs-
weg, Alphabetisierungskurse, Maßnah-
men zum Abbau geschlechtsspezifi-
scher Benachteiligungen, zur sozialen
Eingliederung von Behinderten sowie
Seminar-Kurse in Zusammenarbeit mit
Universitäten und Hochschulen einen
hohen Stellenwert behalten.

Trotz ständiger Bemühungen, die so-
genannte „ganzheitliche Bildung“ vor-
anzutreiben, haben bis heute die tradi-
tionellen Begriffe allgemeine Bildung,
berufliche Bildung und politische Bil-
dung generell ihre Bedeutung behalten.

Es besteht in der bildungspoliti-
schen Diskussion Einigkeit darüber, daß
gerade wegen dieser Dreiteilung zu den
Schwerpunktaufgaben des Staates die
Demokratiesicherung durch herausge-
hobene Fördersätze für Maßnahmen der
politischen Bildung gehört.

Das ist auch ein wesentlicher Be-
standteil des zum 01.01.1997 neu gestal-
teten Niedersächsischen Gesetzes zur
Förderung der Erwachsenenbildung
(EBG).

Nur noch Veranstaltungen, die den
„besonderen Erfordernissen des allge-
meinen Wohls entsprechen“, werden
maßnahmebezogen bezuschußt (s. o.).

Diese zu begrüßende Tendenz wird
allerdings dadurch in das Gegenteil ver-
kehrt, daß im gleichen Zusammenhang
die teilnehmerbezogenen Finanzhilfen
für Internatsmaßnahmen (Pauschalsät-
ze für Unterkunft und/oder Verpflegung)
ersatzlos gestrichen wurden. Das hat
bei Bildungsurlaubsseminaren, die im
Bereich der politischen Bildung einen
besonders hohen Stellenwert haben, zu
einer derart drastischen Verteuerung
geführt, daß die ohnehin schwache In-

anspruchnahme dramatisch zurückge-
gangen ist. 

Die ursprüngliche Zielsetzung, gera-
de einkommensschwachen Arbeitneh-
mergruppen finanzierbare Angebote für
notwendige gesellschaftspolitische Bil-
dungsprozesse zu machen, ist geschei-
tert. Bildungsferne Schichten werden
nicht mehr erreicht. Nur noch die soge-
nannten „Besserverdienenden“, die in
der Regel wenig Bildungsdefizite auf-
weisen, können sich heute die Seminar-
angebote leisten.

Die politischen Zusagen sahen aller-
dings noch vor wenigen Jahren ganz an-
ders aus. 

Während Gewerkschaftsforderungen
nach wie vor auf die Notwendigkeit der
politischen Bildung als integralen Be-
standteil des Bildungssystems sowohl
im schulischen als auch im außerschuli-
schen Bereich hinweisen und sie als un-
verzichtbar zum Erhalt und zur Weiter-
entwicklung einer demokratischen Ge-
sellschaft erklären (DAG-Bundeskon-
greß Oktober 1996), scheinen Parteien,
Parlament und Regierung ihrer Verant-
wortung für diesen Bereich nicht mehr
nachkommen zu wollen.

So hat die SPD noch 1994 in ihrem
Wahlprogramm mit dem Titel „Worauf
Sie sich verlassen können“ folgende
Aussage gemacht: „Wir werden insbe-
sondere die politische Bildung fördern.
Sie ist unverzichtbar, wenn wir dem
Rechtsradikalismus, der Fremdenfeind-
lichkeit und der Frauenverachtung nach-
haltig den Boden entziehen wollen“.

4 Jahre später wird im Kapitel „Bil-
dung und Wissen: Die Grundlagen der
Zukunft“ die politische Bildung nicht
einmal erwähnt. Lediglich im Vorwort
heißt es: „Ziel unserer Bildungspolitik
sind Menschen, die selbständig denken
und verantwortlich handeln können, die
politische, soziale und technische Zu-
sammenhänge durchschauen und die in

Politische Bildung -
unverzichtbar zur Demokratiesicherung

L O T H A R  S P R I N G E R *

D

* Mitarbeiter des Bildungswerks der DAG im Lande
Niedersachsen e.V.
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✦ der Entwicklung der EU von  einem   
gemeinsamen Markt, einer einheitli-
chen Währung zu einer sozialen und 
politischen Union,

✦ der zukünftigen Aufgaben von Ge-
werkschaften in einem sich wan-
delnden Umfeld,

✦ der Begleitung des gesellschaftli-
chen Strukturwandels.
Es ist deshalb verstärkt darauf hin-

zuarbeiten, daß politische Bildung wie-
der deutlicher als öffentliche Aufgabe
definiert wird, deren finanzielle Absiche-
rung institutionell, projektorientiert und
vor allem teilnehmerbezogen angelegt
sein muß. Dazu gehört auch eine seit
langem überfällige gerechtere Bewer-
tung nach dem Erwachsenenbildungs-
gesetz. Die Unterrichtsstunde als alleini-
ge Bemessungsgrundlage beim Stellen-
schlüssel sowohl für allgemeine und be-
rufliche als auch für politische Bildung
hat noch nie ihrer Bedeutung und Ar-
beitsintensität entsprochen. Einer ge-
sellschaftlich notwendigen höheren
Maßnahme-Finanzhilfe muß ein Multi-
plikator bei der Ermittlung des Arbeits-
umfangs gegenübergestellt werden. Die
Verantwortlichen sind aufgerufen, ihr
Handeln wieder an diesen Zielen auszu-
richten, damit die politische Bildung ver-
stärkt die ihr zugewiesenen Aufgaben
im Rahmen von Persönlichkeitsbildung
und Demokratiesicherung wahrnehmen
kann und nicht noch weiter an den Rand
des Bildungssystems gedrängt wird.
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der Lage sind, ein Leben lang zu lernen,
um sich immer wieder auf die sich rasch
wandelnden Anforderungen in der Ar-
beitswelt und in der Gesellschaft einzu-
stellen“.

Weiter ist festzustellen, daß durch
Medienkampagnen in der letzten Zeit
der Bildungsurlaub grundsätzlich in Fra-
ge gestellt bzw. ausschließlich auf Maß-
nahmen der beruflichen Weiterbildung
zurückgeführt werden soll.

So wird entgegen bisherigen politi-
schen Beteuerungen die politische Bil-
dung faktisch an den Rand gestellt. Sie
findet in der allgemeinbildenden Schule
kaum und in der beruflichen Ausbildung
nur wenig statt, in der beruflichen Fort-
und Weiterbildung kommt sie praktisch
gar nicht vor.

Die bisherige feste Verankerung in
der niedersächsischen Erwachsenenbil-
dung gerät aus den genannten Gründen
ins Wanken.

Es ist daher an der Zeit, wieder dar-
auf hinzuweisen, daß die Ziele der politi-
schen Bildung, wie sie z. B. in DAG-The-
sen schon 1974 formuliert worden sind,
auch heute nichts von ihrer Aktualität
eingebüßt haben: 
✦ Politische Bildung  soll das Ziel ha-

ben, den Bürgerinnen und Bürgern 
das Erkennen politischer,  insbeson-
dere   gesellschaftspolitischer Zu-
sammenhänge und der Macht- und  
Herrschaftsverhältnisse in Politik,  
Wirtschaft und Gesellschaft zu er-
möglichen. Sie müssen die Verflech-

tungen von Interessen kennen.
✦ Die  Einzelnen sollen durch  die   

politische Bildung befähigt werden,
ihren eigenen Standort in dieser Ge-
sellschaft zu erkennen.

✦ Politische Bildung soll zu überleg-
tem politischen Handeln veranlas-
sen. Deshalb muß auch künftig die 
politische Bildung ihren Beitrag lei-
sten bei der persönlichen Standort-
bestimmung zu Themen wie

✦ der Frage von gerechter Verteilung 
von Arbeit, Einkommen und Vermö-
gen,

✦ der Gleichstellung von Mann  und 
Frau,

✦ der Humanisierung des Fortschritts,
✦ der Wiederherstellung und Bewah-

rung  unserer natürlichen Umwelt 
angesichts einer zunehmenden Zer-
störung unserer Lebensgrundlagen,

✦ der Umsetzung der Zielvorstellung 
einer multikulturellen Gesellschaft   
angesichts der vorhandenen Auslän-
der/innenfeindlichkeit,

✦ der sich verschärfenden Lage in sozi-
albenachteiligten Stadtteilen und
Regionen,

✦ der Globalisierung der Märkte und   
der damit verbundenen Frage nach 
der Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft, 

✦ der Entwicklung zu einer Informati-
onsgesellschaft,

✦ dem Problem des Rechtsradikalis-
mus gerade in der jüngeren Genera-
tion,



II..
Wenn über politische Bildung ge-

sprochen wird, geschieht das häufig un-
ter den Vorzeichen von ‘Krise’, ‘Wandel’
oder ‘Übergang’. Denn einerseits
scheint politische Bildung unmittelbar
von den Umbrüchen in und außerhalb
der Industriegesellschaft berührt zu
sein; andererseits verschieben sich die
öffentlichen Gewichtungen von Bildung
in Richtung auf Qualifikation, von politi-
scher Bildung in Richtung auf berufliche
Weiterbildung. Damit, so der Eindruck,
ist ein Konsens über Aufgaben und Stel-
lenwert von politischer Bildung brüchig
geworden.

Politische Bildung hat sich bisher -
welcher Provenienz auch immer - als
pädagogische Bemühung um Aufklä-
rung des Politischen verstanden und als
Teil der öffentlichen Selbstthematisie-
rung der Gesellschaft. Trotz mancher
Kontroversen über Wertgrundlagen, Zie-
le, Inhalte und Arbeitsformen hat politi-
sche Bildung als reflexive Institution den
Anspruch der Gesellschaft auf Demokra-
tie und Gerechtigkeit aktualisiert. Sie
hat einen kommunikativen Erfahrungs-
raum zur ‘Daseinserhellung zum Zwecke
der Daseinsbewältigung’ (Bildungsrat)
gestaltet und Selbstbildungsprozesse
zur Aufklärung politischer Lebensum-
stände und der Orientierung in ihnen ini-
tiiert. Ein solches Verständnis ist in der
Reformphase der Bundesrepublik in Ge-
setze zur Förderung der Erwachsenen-
bildung eingeflossen.

Der Gestaltungsanspruch, der damit
verbunden war, gerät heute aus zwei
Gründen in die Defensive, erstens aus
einem eher internen, fachlichen und
fachdidaktischen Problem der Vermitt-
lung komplexer politischer Zusammen-
hänge mit der Lebenswirklichkeit der
einzelnen sowie zweitens aus Gründen,
die mit einer politischen Zurückweisung

des öffentlichen Auftrags politischer Bil-
dung in Verbindung stehen.

IIII..
Eine wesentliche Schwierigkeit poli-

tischer Bildung ist auf der Vermittlungs-
ebene angesiedelt: Wie lassen sich etwa
weltumspannende ökonomisch-ökologi-
sche Problemlagen oder Strukturverän-
derungen der Arbeitsgesellschaft mit
der Lebenswirklichkeit der einzelnen
vermitteln? Kontinuitätsbrüche und
Strukturverschiebungen vollziehen sich
auf nahezu allen Feldern gesellschaftli-
cher Wirklichkeit, so daß schon von ei-
nem „kategorialen Wandel im Verhältnis
von Individuum und Gesellschaft“ ge-
sprochen wird (1). Die Instanzen sozialer
Integration und kollektiver Identitätsbil-
dung sind massiven Veränderungen un-
terworfen: Die Lebensformen, die für die
industriegesellschaftliche Moderne
einstmals konstitutiv waren: Kleinfami-
lie, Geschlechterrolle, Klasse oder
Schicht, normativ integrierte Großgrup-
penidentitäten, lineare Erwerbsbiogra-
phien usw., lösen sich auf bzw. differen-
zieren sich aus oder werden abgelöst
durch andere Biographieformen, für die
es keine, noch keine oder kaum mehr
Vorlagen gibt, an denen sich die einzel-
nen umstandslos orientieren könnten. 

Die radikale Enttraditionalisierung
alltäglicher Lebensformen bei gleichzei-
tig wachsendem ökonomisch-ökologi-
schen Problemdruck erschwert es, Be-
ziehungen zwischen den Verhältnissen
herzustellen, systematische ‘Selbst-
Welt-Zusammenhänge’ zu stiften. Im
Sinne von Oskar Negt läßt sich sagen:
Der begrifflich zu orientierende Verste-
henshorizont der Menschen trifft nicht
mehr auf einen gesicherten sozio-kultu-
rellen Deutungsrahmen (2).

Könnten die komplizierten Lebens-
verhältnisse den Hintergrund dafür ab-

geben, daß heute eher entlastende, le-
bensorientierende und alltagskompen-
satorische Bildungsangebote nachge-
fragt werden? Festzuhalten bleibt: Über
Inhalte und Ziele, Möglichkeiten und
Grenzen, vor allem aber über Vermitt-
lungsformen politischer Bildung muß
neu nachgedacht werden.

IIIIII..
Neben den internen fachdidakti-

schen und praktischen Reflexionen auf
die Herausforderungen politischer Bil-
dung sind es die politischen Rahmenbe-
dingungen, die Anlaß zu Sorge geben. 

Das Interesse der Politik, Bildung als
Daseinsvorsorge zu begreifen, in die der
Staat Finanzierungsleistungen einzu-
bringen hat, wird zunehmend auf beruf-
liche Bildung verengt (3). Heute wird
von der Erwachsenenbildung unverhoh-
len gefordert, „im Kern berufliche Fertig-
keiten und Schlüsselqualifikationen zu
vermitteln“ (4). Das mögen (noch) ver-
einzelte Stimmen sein, die sich abseits
unserer kritischen Bildungstradition ar-
tikulieren. Aber auf einen Grundwider-
spruch zwischen beruflicher und politi-
scher Bildung soll doch hingewiesen
werden: Die zentrale Konfliktlinie ver-
läuft an der Stelle, wo es um die Frage
geht, wer für wen Bildungs- oder Qualifi-
kationserfordernisse definiert. In der
politischen Bildung ist es der Erwachse-
ne selber, in der berufsbezogenen Wei-
terbildung handelt es sich um Anforde-
rungen, die von außen an die Lernenden
herangetragen werden, also um Anpas-
sung an erforderliche Qualifikationen.
An die politische Adresse sind daher
noch einmal folgende Überlegungen zu
richten (5):
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Politische Bildung als 
öffentliche Gestaltungsaufgabe

J Ö R G  M A T Z E N *

* Leiter der Ev. Heimvolkshochschule Bad Bederke-
sa - Sprengelzentrum



11.. Das Recht auf Teilhabe an öffent-
lich geförderter Bildung darf nicht auf
rein berufliche Aspekte verengt werden.
Denn nicht allein die Arbeitswelt ist ei-
nem rasanten Wandel der Qualifika-
tionsprofile und immer kürzer aufeinan-
derfolgender Verfallsdaten erworbenen
Wissens unterworfen. Fast alle Bereiche
des Lebens verändern sich rasch, sind
komplexer, differenzierter und für zu-
nehmend mehr Menschen unüberschau-
bar geworden. Von Bedeutung sind da-
her zum einen lebensbegleitende Bil-
dungsangebote, die die Lebens- und
Orientierungsfragen der Menschen auf-
nehmen, zum anderen müssen ökono-
mische und berufsfeldbezogene Anfor-
derungen mit ethischen Anforderungen,
mit Sinn- und Leitfragen ins Gespräch
gebracht werden. 

22.. Anders als berufliche Fortbildung
im engeren Sinne hat Erwachsenenbil-
dung als öffentliche Gestaltungsaufga-
be das Ziel, allen erwachsenen Men-
schen die Chance zu bieten, „sich die für
die freie Entfaltung der Persönlichkeit
und die Mitgestaltung der Gesellschaft
erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten
und Fertigkeiten anzueignen“ (§ 1 Abs. 3
EBG). Welche das im einzelnen sind,
bleibt in der pluralistischen Gesellschaft
prinzipiell kontrovers. Das Aushandeln
der Bedingungen für die Durchsetzung
von Interessen ist ein unverzichtbares,
vitales Moment der Demokratie. Das
heißt aber auch: Die in der Marktwirt-
schaft liegende Spannung zwischen be-
trieblichen Interessen, persönlichen Ent-
faltungsinteressen und gesellschaftli-
chen Mitgestaltungsinteressen ist nicht
einlinig aufzulösen. Politische Bildung
ist und bleibt Kritik am Tauschverhältnis
und der an den technischen Prozessen
gebildeten Rationalität. Ihre Aufgabe ist
es doch gerade, der Gesellschaft den
Spiegel vorzuhalten und ein Verständnis
von Öffentlichkeit wachzuhalten, das
auf Teilhabe der einzelnen an der Ge-
staltung ihrer Lebensumstände bezogen
ist. Es ist die Sache politischer Bildung,
Problemlösungen anzuregen und die
schwindende Problembewältigungs-
kompetenz der verfaßten Politik zu be-
anstanden, die zunehmend als ‘kommu-
nikatives Loyalitätsmanagement’ (Sarci-
nelli) in Erscheinung tritt.

33.. Die Erwachsenenbildungsland-
schaft ist in den vergangenen Jahren
marktförmiger geworden - nicht zuletzt
aufgrund des finanziellen Drucks, der
auf vielen Einrichtungen lastet. Darin
liegt aber eine Gefahr. Mit der tatsächli-
chen Verschiebung in Richtung auf be-
rufsfachliche, berufskompensatorische
und berufsbezogene Bildung im Ge-
samtangebot von Bildungsträgern wird
der Widerspruch sichtbar zwischen
primär fremdgesetzten Zielsetzungen
der beruflichen Wirklichkeit und den
Selbstbestimmungsansprüchen der
Menschen. Viele haben den ökonomi-
schen Druck allerdings schon so stark
verinnerlicht, daß deren Bildungsbe-
dürfnisse auf gebrauchsfertige Kennt-
nisse abzielen. Wir brauchen eine Ermu-
tigung und gesicherte Rahmenbedin-
gungen, damit Bildung als ein soziales
Grundrecht auf der Grundlage des be-
stehenden Erwachsenenbildungsgeset-
zes allen erwachsenen Menschen zu-
gänglich bleibt. 

44.. Bildung und Demokratie sind auf-
einander verwiesen. Das ist nicht nur ei-
ne sozialdemokratische Kernaussage,
sondern auch und vor allem eine ent-
scheidende ‘Lernerfahrung’ der Bundes-
republik. Eine ‘im Kern’ auf Globalisie-
rungsanforderungen, Standortfaktoren
und Kosten/Nutzen-Kalkül orientierte
Weiterbildung verfehlt ihren sozialen
Auftrag. Politische Erwachsenenbildung
als ein vor allem freiwilliges und offenes
Angebot zur Selbst-Bildung ist am Le-
benszusammenhang der einzelnen in-
teressiert. Bildung soll Gerechtigkeit,
Gleichheit und soziale Verantwortung
durch Aufklärung und Kompetenzerwerb
sichern helfen. Die Demokratie ist daher
gerade unter den Bedingungen sich ver-
schärfender Individualisierung auf Bil-
dung angewiesen, die nicht ökonomisch
‘verzweckt’ ist. 

Wie sehr politische Bildung aus dem
Bewußtsein einzelner bereits verab-
schiedet wurde, zeigt ein aktuelles Bei-
spiel: In der öffentlichen Auseinander-
setzung um ein Seminar zum Verhältnis
von Sport, Wirtschaft und Politik anläß-
lich der Fußballweltmeisterschaft sind
durchaus pfiffige Vorschläge unterbrei-
tet worden. Da wurde von einem in Dien-
sten des TV-Senders RTL stehenden Poli-

tikwissenschaftler (sic!) doch tatsäch-
lich nachgefragt, ob die Teilnehmenden,
statt einen Bildungsurlaub zu besuchen,
sich nicht auch in einer Leihbücherei mit
dem notwendigen Wissen hätten aus-
statten können ... 
NNiicchhttss  ggeeggeenn  SSeellbbssttbbiilldduunnggsspprroozzeessssee!!

Aber eine besondere Qualität von
Bildung liegt in der Kommunikation; der
Diskurs, das Gespräch zwischen ‘Ver-
schiedendenkenden’ (Tietgens) ist für
politische Bildung konstitutiv. Bildung
ist eben mehr als die Weitergabe von In-
formation(svorsprüngen), nämlich ein
Prozeß der wechselseitigen Begleitung,
der gemeinsamen Wegsuche und Ver-
ständigung über Grundfragen der
menschlichen Existenz sowie die Unter-
stützung in belastenden Lebenssituatio-
nen. Erst in der bewußt gemachten Dia-
lektik von Selbst und Welt, in der Bezie-
hung zwischen dem Besonderen, das
ich bin, und dem Allgemeinen, das die
anderen Menschen, die Gesellschaft,
das Fremde ausmachen, entwickelt sich
ein Selbst-Verständnis, das sich mit der
Welt in kritischer Zeitgenoss(inn)en-
schaft verbunden weiß.
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Behindert ist man nicht, behindert wird man 
-auch durch Regelungen der Erwachsenenbildung

D R .  B E A T E  B L Ä T T N E R *

„Die Krüppel“ nannten sich in
den siebziger und achtziger
Jahren Aktive einer sozialen
Bewegung, die Möglichkeiten
selbstbestimmten Lebens Be-
hinderter zum Ziel hatte. Nicht
Mitleid, sondern Akzeptanz
unterschiedlicher Ausgangs-
bedingungen war ihre Forde-
rung. Ein Ergebnis ihres politi-
schen Engagements war es,
daß es zum guten Ton gehört,
sich für die Rechte Behinder-
ter einzusetzen. Seitdem gibt
es Behindertenbeauftragte
und Baumaßnahmen, die kör-
perlich Beeinträchtigten den
Zugang zu Räumen, Zügen
und Toiletten gewährleisten.
Statt nur auf Defizite wurde
zunehmend auch auf die be-
sonderen Kompetenzen ge-
achtet. So wurde beispielhaft
die eigenständige Kultur der
Gebärdensprache zum Gegen-
stand von Spielfilmen.

n der besten Absicht, den Belan-
gen Behinderter auch in der Er-
wachsenenbildung gerecht zu
werden, betrachtet das nieder-

sächsische Erwachsenenbildungsgesetz
in seiner novellierten Fassung Maßnah-
men als gemeinwohlorientiert und des-

halb besonders förderungsfähig, „die
geeignet sind, die soziale Eingliederung
von Behinderten zu fördern oder deren
spezifische Benachteiligungen zu mil-
dern oder auszugleichen“ (EBG vom
12.12.96). Die zugehörige Durch-
führungsverordnung präzisiert, daß da-
mit körperliche, geistige oder seelische
Behinderungen gemeint sind.

In der besten Absicht, den Miß-
brauch eines Gesetzes durch weitere
Verordnungen zu verhindern, wurden in
der Folge im Landesausschuß für Er-
wachsenenbildung Kriterien für solche
Maßnahmen erarbeitet, die entgegen
dem fachlichen Rat einer entsprechen-
den Untergruppe eine Reihe weiterer
Präzisierungen vornahmen. Das Ergeb-
nis aller Regelungen konterkariert nun-
mehr die ursprüngliche Absicht. 

✦ Nichtbehinderte definieren, wer als 
behindert zu gelten hat, nämlich nur 
diejenigen, die dies per Attest, Aner-
kennungsbescheid oder Schwerbe-
hindertenausweis auch schriftlich 
nachweisen können.

✦ Nichtbehinderte erklären, daß sozia-
le Eingliederung Behinderter von 
diesen selbst und alleine zu leisten 
ist. Besonders förderungsfähig sind 
nämlich nur Maßnahmen, die Behin-
derte separieren. Die spezifische Be-
nachteiligung mildern können nach 
den Regelungen offensichtlich nicht 
Maßnahmen, in denen Hörende die 
Gebärdensprache lernen, sondern 
Maßnahmen, in denen Gehörlose 
von den Lippen lesen lernen. Eine 
soziale Integration leisten Behinder-
te offensichtlich am besten dann, 
wenn sie die Nichtbehinderten in Ru-
he lassen.

✦ Nichtbehinderte bestimmen, welche 
Lerninhalte für Behinderte förde-
rungswürdig sind. Wollen Behinder-
te zum Beispiel lernen, sich gegen 
gewalttätige Übergriffe von behin-
dertenfeindlichen Menschen zur 
Wehr zu setzen, wird dies als quasi 
sportliche Weiterbildung von einer 
Förderung durch das Erwachsenen-
bildungsgesetz ausgeschlossen.

Es stünde den Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung gut an, auf eine sol-
che Form der Sonderförderung freiwillig
zu verzichten. Statt dessen wären im
Rahmen der politischen Bildung und der
Bildung zu Werten und Normen ver-
stärkt Maßnahmen anzubieten, die sich
mit dem Selbstbestimmungsrecht Be-
hinderter auseinandersetzen. Solche
Kurse sind glücklicherweise besonders
förderungsfähig.

* pädagogische Mitarbeiterin im Landesverband
der Volkshochschulen Niedersachsens e.V.
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Ein Thema wie Globalisierung
läßt sich nicht ‘runterdidak-
tieren!’ soweit die fast einhel-
lige Meinung eines Kreises
von entwicklungspolitisch in-
teressierten Expertinnen wäh-
rend einer Fachtagung im
Frühjahr 1997. 

nd weiter: „Erst einmal muß
eine ganz neue Form der
Theoriebildung erfolgen - und
das braucht Zeit!“ Ja, so etwas

kann dauern, das ist wohl wahr. Handelt
es sich bei der Globalisierung doch um
ein recht komplexes, andauerndes Phä-
nomen, das zwar inzwischen in vielfälti-
ger Form beschrieben wurde und einem
breiteren, durch die Spannbreite von Er-
folgs- bis Horrormeldungen in den Medi-
en verunsicherten Publikum nicht zu-
letzt durch den flott geschriebenen
Bestseller „Die Globalisierungsfalle“
nochmals nähergebracht wurde, dessen
Konsequenzen und vielfältige Implika-
tionen aber noch längst nicht - und vor
allem nicht einhellig - erfaßt und er-
forscht sind.

Der Bildungsarbeiter/die Bildungs-
arbeiterin steht wieder einmal vor einem
bekannten Dilemma: er/sie selbst weiß
auch noch nicht so ganz genau, was es
mit dem Phänomen auf sich hat, auch
wenn er/sie sorgfältig viele der gängi-
gen Publikationen zumindest angelesen
hat. Er/sie hatte wieder einmal viel zu
wenig Zeit zu Fachgesprächen und Dis-
kussionen über das Thema. Er/sie ist

vielleicht selbst von einer der Globalisie-
rung als Verursacher zugeschriebenen
Problematik, der zunehmenden Arbeits-
losigkeit und/oder Mittelkürzungen sei-
tens der öffentlichen Hand bedroht, viel-
leicht schon resigniert.

Er/sie ist aber noch für politische
Bildung zuständig, die immer wieder ge-
gen rückläufige TeilnehmerInnenzahlen
zu kämpfen hat und versucht, marktgän-
gige Themen und Methoden miteinan-
der zu verbinden. Und er oder sie hält es
trotzdem für wichtig, mit der Globalisie-
rung verbundene Aspekte MitarbeiterIn-
nen in der Erwachsenenbildung näher
zu bringen und sie zu befähigen, mit
„EndverbraucherInnen“ vor Ort, sprich
SeminarteilnehmerInnen, dazu zu arbei-
ten, sie aus der politischen Resignation
herauszubekommen und zu motivieren,
sich wieder aktiv zu beteiligen. Wagt
er/sie diesen Sprung ins kalte Wassern,
um die eigenen Beschränkungen wis-
send, setzt er/sie sich natürlich der Kri-
tik derer aus, die um Theoriebildung rin-
gen und manchmal erst alles umfassend
durchdringen müssen, bevor sie druck-
reife Sätze von sich geben, die in der Re-
gel die Mehrzahl unseres Publikums in
Kursen der Evangelischen Erwachsenen-
bildung nicht verstehen wird. Einer Kri-
tik, die in etwa lautet: „Was Ihr da dar-
stellt und vermittelt, ist alles zu ver-
kürzt, alles noch nicht entschieden, der
Komplexität in keiner Weise gerecht
werdend.“ Kurz und gut: theoriefeind-
lich sind wir wieder einmal, die Erwach-
senenbildnerInnen.

Diese Kritik mag oftmals gerechtfer-
tigt sein, und viele von uns leiden ganz
sicher darunter, häufig nicht genügend
Zeit für die externe fachliche Weiterqua-
lifizierung (neben der „on job“) zu fin-
den. Aber, ganz ehrlich gesagt: den Dau-
erstreit um Theorie und Praxis bin ich
leid und es ist mir - mit Verlaub - inzwi-

schen auch ziemlich egal, wenn ich et-
was verkürzen, vereinfachen, vielleicht
sogar einen Aspekt vernachlässigen
muß. „Mut zur Lücke“ ist schon längst
eines meiner didaktischen Prinzipien ge-
worden - denn sonst würde ich keine Se-
minare mehr anbieten können, oder die
Teilnehmenden würden unter Umstän-
den noch frustrierter und handlungsun-
fähiger angesichts der thematischen
Komplexität nach Hause gehen. So weit
jedenfalls die momentane Quintessenz
meiner Erfahrungen aus vielfältigen me-
thodisch-didaktischen Experimenten in
mehr als 10 Jahren (entwicklungs-)politi-
scher Bildungsarbeit. Und so haben wir,
mein Kollege Hermann Hartmann, Be-
auftragter für den kirchlichen Entwick-
lungsdienst (KED) der Ev.-luth. Landes-
kirchen Braunschweig und Hannover,
und ich uns dann auch mehr oder weni-
ger fröhlich entschieden, das Thema
„Globalisierung“ zum Gegenstand eines
entwicklungspolitischen Bildungsur-
laubsseminars im Rahmen der Mitarbei-
terInnenfortbildung zu machen. Und da
Globalisierung bekanntermaßen auch
etwas mit Ökonomie zu tun hat und wir
denn doch nicht ganz so theoriefeindlich
sind wie vielleicht nach dem Eingangs-
sermon zu erwarten, gleichzeitig aber
auch um unsere Grenzen wissen, haben
wir die Werkstatt Ökonomie in Heidel-
berg um Unterstützung gebeten, die uns
in Person ihres Mitarbeiters Jörg Seifert-
Granzin gewährt wurde. Wir müssen ja
zugeben: der absolute Renner in der
Fortbildung war die Ausschreibung
nicht, aber es haben sich 11 Menschen -
im Alter von 27 bis 72 Jahren - gefunden,
die Interesse hatten, sich immerhin eine
Woche lang mit dem schwierigen Phäno-
men unserer Zeit zu beschäftigen und
ihre - im Seminar geäußerte - Angst vor
der scheinbaren Nichtdurchschaubar-
keit ökonomischer Zusammenhänge zu
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Die da oben - wir da unten ...!?
Ein Bildungsurlaub zum Thema Globalisierung versus Wirtschaft von unten in der

Evangelischen Erwachsenenbildung
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überwinden. Und was letzteres angeht:
ganz freiwillig haben bei der Seminar-
auswertung einige versichert, in Zukunft
die Wirtschaftsseiten der Tagespresse
nicht mehr einfach überblättern, son-
dern lesen zu wollen!

„Globalisierung ist kein Schicksal“
und „Reichtum ist der Motor des Kapita-
lismus“ - diese beiden Sätze, der eine
aus dem Gemeinsamen Wort der Kir-
chen zur wirtschaftlichen und sozialen
Lage, der andere ein Zitat aus einer
Fernsehdokumentation, begleiten die -
teils kontroversen - Diskussionen wäh-
rend der Woche. Während in der Ein-
stiegsphase anhand eines kurzen Spiels
rasch deutlich wurde, daß die Aussage
„Erstmals mit der Globalisierung eint die
Menschheit eine gemeinsame Phantasie
des Seins. Nie zuvor hörten und wußten
so viele Menschen so vieles über den
Rest der Welt“ (aus Globaliserungsfalle)
doch recht relativ zu sehen ist (oder
können sie auf Anhieb die Namen von
vier australischen Politikern oder vier
Künstlern aus dem polynesischen Raum
nennen?), wurde das Ausmaß der globa-
len wirtschaftlichen Verflechtungen und
Abhängigkeiten anhand des anschauli-
chen Referats von Werner Widukel, An-
gestellter beim Gesamtbetriebsrat des
VW Konzerns, mehr als deutlich.

Keiner der Teilnehmenden hatte in
einem Rollenspiel zur Vorbereitung die-
ser Seminareinheit, bei dem VertreterIn-
nen der verschiedenen Länder, der Kon-
zernspitze, des Betriebsrates sowie
WirtschaftsexpertInnen gemeinsam Vor-
und Nachteile von Standortverlagerun-
gen debattierten, auch nur ansatzweise
die bereits jetzt in der Realität erreich-
ten Dimensionen vorausgeahnt. Mehr
als ein „Aha-Erlebnis“ ergab sich auch
aus den Referaten und spielerischen Zu-
gängen zu weiteren Aspekten der Globa-
lisierung wie Sicherheit, Alltagsleben
und Kommunikation (hätten Sie z.B. ge-
wußt, daß ein großer Teil der vom Post-
straßen-Computer in den USA nicht les-
baren Adressen in Sekundenschnelle
nach Mexiko übermittelt, dort von Frau-
en computerlesbar dechiffriert und so-
fort zurückübermittelt wird). Immer wie-
der aber stand die Ökonomie im Vorder-
grund, und die Teilnehmenden mußten
sich manchmal schon recht mühsam mit
Begriffen wie „Bonds“, „Derivate“ oder

„Sonderziehungsrechte“ herumplagen,
um das weltmarktbeherrschende Ge-
schehen auf den internationalen Finanz-
märkten auch nur annähernd zu verste-
hen. Hier würden wir beim nächsten Mal
ganz sicher zur besseren Veranschauli-
chung ein Computerspiel einsetzen, bei
dem die Teilnehmenden z.B. zu Anfang
der Woche bestimmte Aktien kaufen und
über die Woche mit ihnen spekulieren
müßten (fiktiv, versteht sich - bei dem
Geldmangel im Bildungsbereich! Gibt es
so etwas eigentlich schon für die Er-
wachsenenbildung?)

Deutlich wurde, daß ein Basiswissen
um ökonomische Vorgänge bei den mei-
sten nur rudimentär vorhanden, zum
Verständnis der Vorgänge aber erforder-
lich ist. Auch das keine neue Erkenntnis,
aber es wäre hilfreich, wenn EEB hier
vielleicht in ökonomischen Crash-Kur-
sen mit abwechslungsreicher Methodik
Defizite aus der Schulzeit stärker als bis-
her aufarbeiten könnte, um mehr Men-
schen zu befähigen, kompetent auch in
wirtschaftlichen Fragen mitzudiskutie-
ren und das wirtschaftliche Geschehen
besser zu durchschauen.

Ein wachsendes Interesse scheint
bei (potentiellen) Teilnehmenden durch-
aus vorhanden - und sei es „nur“, weil
mensch sich angesichts der zunehmen-
den Verarmung und des Zusammen-
bruchs der Systeme sozialer Sicherung
auch in unserer Gesellschaft nach alter-
nativen persönlichen Möglichkeiten um-
sehen muß - oder aber, weil er verste-
hen möchte, warum einige eigentlich

immer noch reicher werden. Auch diese
Themen wurden im Seminar ausführlich
behandelt. Schließlich wurde noch un-
tersucht, welche speziellen Auswirkun-
gen Globalisierung auf die „klassischen
Länder“ des Südens hat. Hier war es
spannend zu erleben, wie kontrovers die
Frage diskutiert wurde, ob es eigentlich
legitim und wichtig sei, daß Länder, in
denen ein Großteil der Bevölkerung
hungert, Geld für Zugänge zu den mo-
dernen Kommunikationstechnologien
ausgeben - eine Frage, die in diversen
Vergaberäten oder auch Partnerschafts-
kommittees immer dann virulent wird,
wenn das Gegenüber in Übersee statt
für Zuschüsse z.B. zu Bildungsmaßnah-
men im Gesundheitswesen, um Gelder
für Computer oder Internet-Modems bit-
tet. Aber natürlich wollten wir in dem
Seminar nicht stehen bleiben bei der
bloßen Beschreibung von Zuständen
und uns auch der Frage zuwenden, ob
wir uns vielleicht „Auf dem Holzweg“ (so
der gleichnamige Titel eines Planspiels -
erhältlich über Brot für die Welt) befin-
den, und nach möglichen Alternativen
suchen.

Daß es ausreicht, sich dafür einzu-
setzen, jetzt im Bereich der Finanzmärk-
te die Einführung der sog. „Tobin-Tax“
(0,5 % Steuer auf internationale Kapital-
transaktionen) zu fordern, mag getrost
bezweifelt werden - so „billig“ werden
wir nicht davon kommen. Aber es kann
ein Baustein sein, bestimmte Regulati-
onsmechanismen neu zu installieren, so
die Meinung der Teilnehmenden. Die
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Rückgewinnung politischer Kontrolle
über wirtschaftliche Abläufe in Deutsch-
land hielten sie für ebenso wichtig wie
die Installierung entsprechender welt-
weiter Institutionen. Im Vordergrund ih-
rer Überlegungen aber stand die Frage
nach der Stärkung der Zivilgesellschaft
und ihrer eigenen Verantwortung als Teil
derselben. Sehr deutlich wurde, daß
entsprechende Programme und Maß-
nahmen nicht etwas nur für die „Dritte
Welt“ sind, sondern daß auch im Hei-
matland sehr genau nachgeschaut wer-
den muß, wie es eigentlich um den Zu-
stand der Demokratie bestellt ist. Neue
Modelle von BürgerInnenbeteiligung
müßten ausprobiert werden, neue
Bündnispartner gesucht werden. Wei-
terführend scheinen hier die im Zusam-
menhang mit dem Umsetzungsprozeß
der lokalen Agenda 21 initiierten Debat-
ten und Vorschläge zur „Zukunftsfähig-
keit“ zu sein.

Gelingt es, diese mit dem Folgepro-
zeß des Weltsozialgipfels und den dort
abgestimmten Zielvorgaben zu verbin-
den - dann, ja dann verliert die Globali-
sierung viel von ihrem Schrecken und
könnten die durchaus auch vorhande-
nen positiven Aspekte ganz anders ge-
nutzt werden.

Bei der schriftlichen Auswertung
zum Abschluß des Seminars haben wir
die Teilnehmenden u.a. gefragt, was „sie
mit nach Hause nehmen“. Neben der
neu entdeckten Freude an körperlichen
Auflockerungsübungen, die wir selbst-
verständlich wie in fast jedem unserer
Seminare auch während dieser Woche
angeboten hatten, neben einer Unmen-
ge von „Fairetta-Schokoriegeln“, die als
Nervennahrung schon während des Se-
minars gute Dienste geleistet hatten,
nannten sie zusammenfassend insbe-
sondere dies: „Globalisierung ist kein
Schicksal, das über uns hereingebro-

chen ist. Da der Prozeß von Menschen in
Gang gesetzt wurde, kann er auch durch
Menschen verändert werden. Dabei
muß nicht ein einzelner/eine einzelne
alles tun. Ich will mich auf ein Vorhaben
konzentrieren und kann anderes getrost
anderen überlassen, in dem Bewußt-
sein, daß sie genau wie ich Veränderun-
gen wollen in Richtung auf mehr Gerech-
tigkeit und eine bessere Lebensqualität,
die ganz anders aussehen kann als die
bisher gewohnte. Vielleicht finden wir
da sogar Bündnispartner bei ehemali-
gen „Gegnern“.

Ist das zu wenig als Ergebnis einer
einwöchigen Bildungsmaßnahme? Hof-
fentlich nicht - aber wir werden auch in
Zukunft dankbar sein für alle Anstöße
zum weiterdenken.
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In der Praxis der Erwachse-
nenbildung ist es in den letz-
ten Jahren nur sehr langsam
durchgedrungen, daß auch
behinderte Menschen, die in
einer Werkstatt für Behinderte
tätig sind, ein Recht auf Bil-
dungsurlaub haben. 

urch die im neuen Erwachse-
nenbildungsgesetz vorgesehe-
ne hervorgehobene Förderung
der Bildungsarbeit mit Behin-

derten rückt dieser Bildungsbereich
wieder stärker in den Vordergrund.

Der Bedarf und der Wunsch nach Bil-
dungsangeboten auch speziell für Men-
schen mit einer geistigen Behinderung
sind sehr hoch. 

Die Ländliche Erwachsenenbildung
in Niedersachsen e. V. (LEB), die schon
seit vielen Jahren in der Bildungsarbeit
mit behinderten Menschen tätig ist, hat
sich zum Ziel gesetzt, in Kooperation mit
Selbsthilfeorganisationen und Werkstät-
ten für Behinderte auch ein Angebot von
Bildungsurlauben zu entwickeln.

Ich möchte im folgenden exempla-
risch an zwei Beispielen die Chancen
und Probleme bei der Planung und
Durchführung solcher Angebote erläu-
tern. 

11..  „„BBeehhiinnddeerrttee  LLiieebbee““
Dieser Bildungsurlaub fand in Koopera-
tion mit dem Sozialverband Reichsbund
vom 17.2. - 22.2.1998 in Bad Bevensen
statt.

Zielgruppe waren behinderte Men-
schen, die in einer Werkstatt für Behin-
derte arbeiten. Es war unproblematisch,
Interessenten für diese Maßnahmen zu

finden. Allerdings wurde bei der Vorbe-
reitung ein Problem klar:

Wie kann ein anspruchsvolles Semi-
nar finanziert werden?

Wie sind die finanziellen Möglichkei-
ten der Teilnehmer einzuschätzen?

Diese Fragestellung ist nicht eindeu-
tig zu beantworten. Zum einen verdie-
nen die Mitarbeiter in den Werkstätten
für Behinderte wenig Geld, sie dürfen
aber nicht den Sozialhilfesatz über-
schreiten. Bei erwachsenen geistig Be-
hinderten, die noch bei den Eltern leben,
ist allerdings in der Regel ein gewisser
finanzieller Spielraum vorhanden. 

In diesem Zusammenhang ist beson-
ders auf die Notwendigkeit von Auf-
klärungsarbeit hinzuweisen. Auch ei-
nem Menschen mit Behinderung und
deren Angehörigen soll deutlich werden,
daß eine angemessene Teilnahmege-
bühr auch ein Stück Normalisierung ist. 

Soweit ein kleiner Exkurs in die Pro-
blematik der Finanzierung.

Bei dem fünftägigen Bildungsurlaub
„Behinderte Liebe“ war es allerdings
kein Problem, bei einer Teilnehmerge-

bühr von 300,00 DM ausreichend Teil-
nehmer zu werben.

Die inhaltliche Auseinandersetzung
bei dem Thema „Behinderte Liebe“ war
sowohl für den Reichsbund als auch für
die LEB eine innovative und spannende
Angelegenheit. Wir waren das Wagnis
eingegangen, ein „Tabuthema“ öffent-
lich anzusprechen und auch publik zu
machen. Die 17 Teilnehmer befaßten
sich mit dieser Thematik aus jeweils un-
terschiedlichen Blickwinkeln. Nachdem
die Interessen und Bedürfnisse der ein-
zelnen Teilnehmer zu Anfang des Kurses
angesprochen und formuliert waren,
konnte es konkret werden. Aber da wur-
de es schon kribbelig. Zunächst war es
erforderlich, daß die Teilnehmer sich
kennenlernen und eine vertraute Atmos-
phäre entstand, um sich mit einem der-
art sensiblen Thema intensiv befassen
zu können. Bewährt hat sich, daß der
Einstieg am Mittwoch eher im Rahmen
von Aufklärung und Information statt-
fand. Dem Referenten gelang es gut, die
einzelnen Themen mit dem speziellen
Personenkreis zu erörtern. Soweit es bei
der Information und Theorie blieb, war
die Seminararbeit an diesem Tag frucht-
bar. Es ist allerdings anzumerken, daß

Bildungsurlaub für Menschen 
mit Behinderungen

B E R N W A R D  R Ü M P K E R *

D

*  pädagogischer Mitarbeiter der Ländlichen Er-
wachsenenbildung in Osnabrück und selbst stark
sehbehindert.
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es schwierig war, sich zu diesem Zeit-
punkt schon den Wünschen, Bedürfnis-
sen und Problemen der einzelnen Teil-
nehmer zu nähern. Dieses gelang am
nächsten Tag in zwei Schritten; zunächst
wurde die konkrete Problematik in
Wohnheimen in den Blick genommen.
Es wurde über folgende Schwerpunkte
diskutiert:

✦ Ab wann können Paare zusammen-
ziehen?

✦ der Einfluß des begleitenden Dien-
stes

✦ Partnerschaft und Gewalt
✦ gleichgeschlechtliche Partnerschaft.

Am Nachmittag wurde der Themen-
schwerpunkt Verhütung behandelt. Die
hierzu eingeladenen Referenten von Pro
Familia brachten umfangreiche Materia-
lien („Verhütungskoffer“) mit. Wichtig
bei der Behandlung dieses Themas war
die Aufteilung in geschlechtsspezifische
Kleingruppen, in denen ein sehr intensi-
ves und persönliches Gespräch  möglich
war. Dann ging es darum, die Erfahrun-
gen der Teilnehmer umzusetzen und in
die Öffentlichkeit zu tragen. 

In den letzten beiden Tagen gelang
es mit der Unterstützung von qualifizier-
ten Theaterpädagogen, die einzelnen
Themen und Probleme aufzugreifen. Es
wurde ein kleines Theaterstück einge-
übt, in dem die Situation in einem Be-
hindertenwohnheim gezeigt wurde. Der
Titel lautete: „Kann denn Liebe Sünde
sein?“. Bei dieser Aufführung wurde

schnell klar, daß es für viele Mitmen-
schen, auch Mitarbeitern in der Behin-
dertenarbeit, noch nicht selbstverständ-
lich ist, daß auch behinderte Menschen
sexuelle Bedürfnisse und Ansprüche ha-
ben und diese auch leben wollen. 

Als Fazit ist festzustellen: Dieses Se-
minar war ein gelungener Ansatz, die
o.g. Thematik teilnehmerorientiert zu er-
arbeiten. Dies kann aber nur der Anfang
sein. Es reicht nicht, immer wieder neue
Seminare anzubieten. Vielmehr ist es
Aufgabe, vor Ort weiterzuarbeiten. In
Kooperation mit Selbsthilfeinitiativen
und Einrichtungen der Behindertenar-
beit ist zu überlegen, inwieweit vor Ort
anhand von Informationsveranstaltun-
gen und Arbeitskreisen das Thema „Be-
hinderte Liebe“ weiterführend behan-
delt werden kann. Entsprechende erste
Ansätze sind bereits in Kooperation mit
Pro Familia ab Oktober 98 in Wallen-
horst geplant. In getrennt geschlechtli-
chen Gruppen wird das Thema „Sexua-
lität und Behinderung“ mit den Betroffe-
nen aufgearbeitet.

22..  „„NNaattuurr  eerrkkeennnneenn  --  NNaattuurr  eerrffaahhrreenn  --
NNaattuurr  sscchhüüttzzeenn““

Dieses Seminar fand vom 29.6. -
3.7.1998 in Sögel/Emsland statt. Koope-
rationspartner waren die familienentla-
stenden Dienste aus Papenburg und
Cloppenburg. Es nahmen 21 Mitarbeiter
der Werkstätten teil, von denen die
Mehrzahl Menschen mit einer geistigen
Behinderung war. Ziel der Maßnahme
war es, den Teilnehmern die Gesamtheit

der Natur und deren Wahrnehmung
näher zu bringen. Sie sollten die Faszi-
nation der Pflanzen- und Tierwelt - so
weit wie möglich - erleben. Sie befaßten
sich aber auch mit ihrem eigenen Um-
gang mit der Umwelt und diskutierten
die Verantwortung des Menschen  für
die Natur.
IInnhhaallttlliicchhee  SScchhwweerrppuunnkkttee::
✦ Wie habe ich die Natur bisher erlebt?
✦ Wie lebt ein Wald?
✦ Ökologie auf einem Bauernhof - wie 

funktioniert das?
✦ das eigene Bild von der Natur
✦ Wie sieht der Umweltschutz prak-

tisch aus? Was kann ich tun?
✦ Was passiert mit unserem Müll?

All diese Themen wurden anhand
von Gesprächen und eigener Kreativität
behandelt. Es wurde Wert darauf gelegt,
daß jeder Teilnehmer die Möglichkeit
hatte, auf seine Weise etwas von der
Veranstaltung zu lernen und zu erfahren 

Mehr als ein Drittel der Gruppe be-
teiligte sich intensiv an den Diskussio-
nen. Andere fanden ihre Ausdruckswei-
se eher beim Malen und anderen For-
men der Kreativität. Sehr aufschlußreich
war das Erstellen von Collagen zum The-
ma Natur. Jeder Teilnehmer erstellte sein
eigenes „Naturbild“, das im Seminar-
raum ausgestellt wurde. 

Viele Teilnehmer waren erfreut, ein-
mal nicht nur „Freizeit“ zu erleben, son-
dern an einem Angebotsprogramm mit-
zumachen, bei dem sie etwas erfahren
und lernen konnten. 

Das Fazit dieser Bildungsurlaube: Es
besteht ein erheblicher Bedarf an Bil-
dung in den Werkstätten, der unter an-
derem durch Bildungsurlaube abge-
deckt werden sollte. Die Beantragung
von Bildungsurlaub in den jeweiligen
Werkstätten war außerdem reibungslos.
Viele Werkstattleiter unterstützten sol-
che Angebote auch als Arbeitgeber. Die
Themen brauchen nicht unbedingt be-
hindertenspezifisch sein. Die Methoden
müssen aber an die intellektuellen
Fähigkeiten und kreativen Möglichkei-
ten des Teilnehmerkreises angepaßt
werden. 
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Der Landtag von Sachsen-An-
halt hat auf Initiative der SPD-
Fraktion am 4.3.1998 ein „Ge-
setz zur Freistellung von der
Arbeit für Maßnahmen der
Weiterbildung (Bildungsfrei-
stellungsgesetz)“ beschlos-
sen.

amit ist Sachsen-Anhalt das
11. Bundesland und zugleich
das erste ostdeutsche Bun-
desland, in dem ein eigen-

ständiges Bildungsfreistellungsgesetz
beschlossen wurde.

Inzwischen sind auch eine Durch-
führungsverordnung (vom 24.6.1998)
und entsprechende Antragsformulare
für eine Anerkennung von Bildungsver-
anstaltungen veröffentlicht, so daß ab
Herbst 1998 mit entsprechenden Semi-
narangeboten gerechnet werden kann.

Im Vorfeld der parlamentarischen
Behandlung haben sich der DGB und die
Gewerkschaften sowie ARBEIT UND LE-
BEN Sachsen-Anhalt für dieses Gesetz
intensiv eingesetzt. Angesichts der wirt-
schaftlichen Grundbedingungen in
Sachsen-Anhalt, der massiven Arbeits-
platzvernichtungen und der damit zu-
sammenhängenden Ängste und Verunsi-
cherungen von Arbeitnehmern, waren
die Widerstände und Zweifel gegenüber
dieser Gesetzesinitiative zweifellos
groß.

Erschwerend kam hinzu, daß die no-
torischen Gegner mit Spott und Häme
lediglich auf die ihnen zugefallenen
Presseberichterstattungen aktueller
„mißbräuchlicher Nutzungen“ von Bil-
dungsurlaubsveranstaltungen hinzuwei-

sen brauchten.
Durch vielfältige Überzeugungsar-

beit, Hintergrundgespräche mit Parla-
mentariern und Arbeitgebern ist es den-
noch gelungen, sich auf einen Gesetz-
entwurf zu verständigen, der in Teilen
auch den ostdeutschen Ausgangsbedin-
gungen Rechnung trägt.

BBiilldduunnggssffrreeiisstteelllluunngg  ssttaatttt  BBiilldduunnggssuurr--
llaauubb

Im Unterschied zu vergleichbaren
westdeutschen Gesetzen ist in Sachsen-
Anhalt der Begriff „Bildungsfreistellung“
und nicht „Bildungsurlaub“ genutzt
worden.

Wenngleich der Begriff „Bildungsur-
laub“ in Teilen der westdeutschen Ge-
sellschaft (noch) positiv besetzt sein
und eine politische Errungenschaft der
60er Jahre darstellen mag, so hat er in
der ostdeutschen Gesellschaft keinerlei
Tradition, und angesichts der verbliche-
nen Utopien stellt sich die „arbeitsfreie
Zukunft“ für einen Großteil der ostdeut-
schen Arbeitnehmer eher als soziales
Horrorgebilde dar.

Durchaus positive Erfahrungen sind
jedoch mit Bildungsfreistellungen ge-
macht worden. Immerhin hatte die ehe-
malige DDR eine vielfältige Angebots-
struktur an beruflichen Fortbildungs-
möglichkeiten in Form von Betriebsaka-
demien, Fernlehrgängen u.a.m. ent-
wickelt, welche auch intensiv zur per-
sönlichen Weiterentwicklung genutzt
wurde. Eher in Bezug auf diese Erfah-
rungen und die Frage, ob wir nicht gera-
de angesichts der übergroßen wirt-
schaftlichen und qualifikatorischen Zu-
kunftsprobleme erweiterte Möglichkei-
ten der Bildung von Arbeitnehmern be-
nötigen, konnte die Durchsetzung die-
ses Gesetzes befördert werden.

KKoonnzzeennttrraattiioonn  aauuff  ddiiee  AArrbbeeiittsswweelltt  
Eine Bildungsfreistellung soll in

Sachsen-Anhalt (auch dies im Unter-
schied zu Regelungen westlicher Bun-
desländer) nicht für alle möglichen Bil-
dungsbereiche, Themen und Inhalte er-
folgen, sondern nur für anerkannte Bil-
dungsveranstaltungen, die sich thema-
tisch mit den gegenwärtigen und zu-
kunftsbezogenen Gestaltungsmöglich-
keiten der Arbeitswelt und ihren gesell-
schaftlichen Auswirkungen befassen
und von Einrichtungen der Weiterbil-
dung oder Trägern von Weiterbildungs-
maßnahmen durchgeführt werden (§8
Anerkennung von Bildungsveranstaltun-
gen).

Abgesehen wurde von der (zweifel-
haften) Trennung nach Veranstaltungen
der politischen und beruflichen Bildung.
Statt dessen steht die Gestaltung der Ar-
beitswelt in einem ganzheitlichen Ver-
ständnis im Mittelpunkt der themati-
schen Konzentration.

Es liegt im Interessse des DGB und
der Gewerkschaften sich für die Bil-
dungsbedürfnisse von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern einzusetzen.
Viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in Sachsen-Anhalt empfinden ihren
Arbeitsplatz angesichts der vielfältigen
wirtschaftlichen und technologischen
Herausforderungen als nicht gesichert.
Nahezu jede Arbeitnehmerin und jeder
Arbeitnehmer kann aber für sich konkre-
te Weiterbildungsbedarfe und -interes-
sen formulieren, die zur Sicherung ihrer
Erwerbstätigkeit und zur Zukunftsorien-
tierung beitragen.

Bildungsfreistellungsgesetz in 
Sachsen-Anhalt in Kraft

U D O  S C H M O D E *

D

* ist Geschäftsführender Pädagogischer Leiter der
Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN Sach-
sen-Anhalt e.V.
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FFlleexxiibbllee  ZZeeiittoorrggaanniissaattiioonn  
Eine weitere wesentliche Änderung

zu bestehenden Gesetzesregelungen
findet sich auch bei der zeitlichen Ge-
staltung entsprechender Bildungsveran-
staltungen. So werden nicht nur Freistel-
lungsansprüche für einwöchige Veran-
staltungen en bloc (einschließlich einer
zweijährigen Kumulationsmöglichkeit),
sondern höchst flexible und bedarfsori-
entierte Möglichkeiten der zeitlichen
Gestaltung eingeräumt. So können bei-
spielsweise auch einzelne Tagesveran-
staltungen oder Kombinationen von Ta-
ges-, Zwei- oder Dreitagesveranstaltun-
gen durchgeführt werden, sofern sie im
Rahmen einer Veranstaltungsreihe statt-
finden (§ 2 Bildungsfreistellungsan-
spruch).

Ausgehend von den Betriebsstruktu-
ren in Sachsen-Anhalt (überwiegend
klein- und mittelständische Unterneh-
men), werden vor allem auch Kleinstbe-
triebe auf die Schwierigkeiten der be-
trieblichen Arbeitsorganisation bei Frei-
stellung von einzelnen Beschäftigten
verweisen. Auch diese Bedingungen
werden durch das vorliegende Gesetz
berücksichtigt. So sind grundsätzliche
Belastungsgrenzen der Inanspruchnah-
me in Abhängigkeit von den jeweiligen
Betriebsgrößen geregelt (§ 4 Verfahren
der Bildungsfreistellung).

Die Freistellungsregelungen ermög-
lichen es ArbeitnehmerInnen und Unter-
nehmen, eine Freistellung so zu organi-
sieren, daß bedarfsgerechte Bildungs-
zeiten bzw. keine oder nur sehr gering-
fügige Belastungen bzw. Beeinträchti-
gungen der betrieblichen Arbeitsabläufe
entstehen. 

WWaass  wwoolllleenn  BBeesscchhääffttiiggttee,,  wwaass  bbrraauucchheenn
UUnntteerrnneehhmmeenn??

Aktuelle Untersuchungen in Sach-
sen-Anhalt haben gezeigt, daß die Ar-
beitgeberInnen der MitarbeiterInnen-
qualifizierung einen hohen Stellenwert
zubilligen und daß auch die Weiterbil-
dungsbereitschaft von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern stark ausge-
prägt ist. Die persönlichen Weiterbil-
dungsinteressen sind überwiegend auf
den Umgang mit neuen Technologien,
EDV, Rechtsvorschriften, Management-

fähigkeiten, Sprachen und auf betriebs-
wirtschaftliche Kenntnisse ausgerichtet.

Es besteht eigentlich kein Zweifel
daran, daß das Wissen und Können so-
wie die Motivation und Einstellung der
MitarbeiterInnen zu den wichtigsten
Ressourcen der Unternehmen in Sach-
sen-Anhalt zählen. Dennoch erfolgen
Weiterbildungen zumeist erst dann,
wenn akuter Bedarf sichtbar wird, quasi
als Reparaturmechanismus, wenn unab-
weisbare Defizite sichtbar werden oder
aber als bloße Anpassung an neue Ver-
fahren oder Anlagen. 

Weiterbildung kann nicht „verord-
net“ werden. Das vorgesehene Bil-
dungsfreistellungsgesetz kann jedoch
dazu beitragen, das allgemeine Klima
für die berufliche Weiterbildung zu ver-
bessern, Rahmenbedingungen für die
Weiterbildung auch in komplizierter
wirtschaftlicher Lage zu erweitern sowie
insgesamt Anreize zu einer verbesserten
Angebotsgestaltung und zur Erhöhung
der Nachfrage zu schaffen.

FFiinnaannzziieerruunngg  eerrffoorrddeerrtt  PPrroojjeekkttpphhaannttaassiiee
In Anbetracht der wirtschaftlichen

Problemlage in Sachsen-Anhalt war von
vornherein eine gesonderte Finanzie-
rung der Bildungsfreistellungsseminare
nicht durchsetzbar, da bereits der Etat
für das bestehende Erwachsenenbil-
dungsgesetz (z.Zt 12 Mio. DM) durch
Kürzungen bedroht war. Im Rahmen die-
ses Gesetzes erfolgt allerdings lediglich
eine Grundförderung anteiliger Perso-
nalkosten, so daß Veranstaltungskosten
für Bildungsfreistellungsseminare auch
auf diesem Weg nicht gefördert werden
können.

Neben Teilnahmebeiträgen sind also
vielfältige Anstrengungen erforderlich,
andere Fördermöglichkeiten zu er-
schließen. Zukünftig kommt es vordring-
lich darauf an, die bestehenden Förder-
programme (z.B. des Arbeits- und Wirt-
schaftsministeriums) in entsprechenden
Teilbereichen miteinander zu vernetzen
und weitestgehend auch zur Finanzie-
rung von Bildungsfreistellungsangebo-
ten umzusetzen.

Verbundlösungen in Form von regio-
nalen Initiativen und Kooperationen zwi-
schen Bildungsanbietern und Betrieben
können dazu beitragen, ein effektives
und bedarfsgerechtes Weiterbildungs-
angebot mit flexiblen Zeitorganisatio-
nen zu entwickeln.  

ThemaThema
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WWeerr  zzuu  ffrrüühh  kkoommmmtt,,  ddeenn  iiggnnoorriieerrtt  ddaass
LLeebbeenn!!

„Will die VHS die Stadt umkrem-
peln? 5-Mio.-Projekt: Ökologie und Bür-
gernähe“, so titelte die Neue Osna-
brücker Zeitung am 3. Oktober 1991 und
löste damit intensive Diskussionen in
den Parteien, der städtischen Verwal-
tung und im Stadtrat aus. Es sollten in
den nächsten Wochen und Monaten
noch mehrere Zeitungsartikel folgen.
Auslöser war ein von der Volkshoch-
schule Osnabrück entwickeltes Projekt
unter dem Titel „Ökologische Stadtent-
wicklung“, das mit rund 5,2 Millionen
DM von der Bundesstiftung Umwelt und
mit rund 1,5 Millionen DM aus dem städ-
tischen Haushalt finanziert werden soll-
te. Um es kurz zu machen: aus dem für 5
Jahre geplanten Projekt wurde nichts,
obwohl die Umweltstiftung das Projekt
öffentlich als „innovativ und mutig“ be-
urteilt hatte. 

Was als lebhafter Gedankenaus-
tausch begonnen hatte, wurde nach und
nach zum zähen Ringen um Positionen.
Teile der Verwaltung sahen ihre Pla-
nungshoheit in Frage gestellt. Der Poli-
tik drängte sich die Frage auf, wo denn
die Grenzlinie zwischen der Bürgerbetei-
ligung und dem Handeln der politischen
Parteien im Rahmen der Kommunalver-
fassung zu ziehen sei.

Rückblickend muß selbstkritisch
festgestellt werden, daß eine Projekt-
idee mit dem Ziel der ökologischen
Stadtumgestaltung unter zentraler Be-
teiligung von Bürgern, Initiativen, Verei-
nen, Verbänden und Wirtschaft offen-
sichtlich noch zu früh kam. Die Konfe-
renz von Rio sollte erst 1992 stattfinden,

nisationen und der Privatwirtschaft ist
dagegen meist noch wenig entwickelt.
(2) 

Es lag nahe, und so ist es in vielen
Kommunen geschehen, sich auf die
Kompetenzen der Volkshochschulen ge-
rade auf diesem Feld zu besinnen. Öko-
logische Themen spielten in der Bil-
dungsarbeit eine wichtige Rolle und -
was wichtiger war - die Bildungseinrich-
tungen waren häufig kreativ bei der Ent-
wicklung neuer Veranstaltungsformen
und der Vermittlung ökologischer und
politischer Inhalte.

VVeerrnneettzzttee  SSttrruukkttuurreenn  nnuuttzzeenn
Die Semesterprogramme der Osna-

brücker Volkshochschule geben im
Rückblick einen Eindruck von den öf-
fentlichen Debatten über ökologische
und entwicklungspolitische Themen der
letzten Jahre. Ein verbindendes Merkmal
muß herausgehoben werden: viele An-
gebote wurden entwickelt in Kooperati-
on mit lokalen Gruppen und Einrichtun-
gen. Vor allem entwicklungspolitische
Aktivitäten haben in Osnabrück seit vie-
len Jahren einen festen Platz und haben
kommunalpolitische Entscheidungen
maßgeblich mit beeinflußt. 

Die enge Zusammenarbeit zwischen
der Universität und Fachhochschule,
dem internationalen Kinderhilfswerk ter-
re des hommes, das in Osnabrück seine
Bundesgeschäftsstelle betreibt, dem
Aktionszentrum Dritte Welt, dem bei der
Stadt angesiedelten Büro für kommuna-
le Entwicklungszusammenarbeit und
der Volkshochschule hat auf die Dauer
Früchte getragen. Osnabrück gehört
bundesweit zu den wenigen Kommunen,
die ihre ökologische Verantwortung
auch in entwicklungspolitischer Hinsicht
ernst nehmen.

der Begriff „Agenda 21“ hatte noch nicht
das Licht der bedrohten Welt erblickt.
Der „große Wurf“ fand nicht statt, die
Osnabrücker Volkshochschule war im
ersten Anlauf damit gescheitert, Mit-
streiter für ein wichtiges Anliegen zu ge-
winnen.

ZZwweeii  SScchhrriittttee  vvoorr,,  eeiinneerr  zzuurrüücckk??  
Über die Berechtigung des Agenda-

Ansatzes gibt es - über die politischen
Grenzen hinweg - im allgemeinen recht
schnell Einvernehmen. Wer könnte über
die globalen Umweltprobleme hinweg-
sehen? Einer 1996 durchgeführten difu-
Umfrage bei 157 Städten zufolge gaben
immerhin 83 Städte (53%) an, die lokale
Agenda als ihre Aufgabe zu betrachten.
Einen konkreten politischen Beschluß
zu diesem Anliegen dagegen konnten
nur 17% der Städte vorweisen, 48% be-
absichtigten nicht, hier initiativ zu wer-
den. (1)

Manchmal drängt sich aber der Ein-
druck auf, der eigentliche Erfolg des
Agenda-Prozesses liege in der Produk-
tion von öffentlichen Lippenbekenntnis-
sen, Tagungspapieren, Denkschriften,
wissenschaftlichen Begleitstudien und
anderen Erzeugnissen. In einigen Kom-
munen scheint es gar , daß alle Aktivitä-
ten, die im weitesten Sinne mit der
Agenda in Verbindung gebracht werden
können, gesammelt und unter diesem
Stichwort öffentlichkeitswirksam ver-
kauft werden. Die Bandbreite reicht von
der Biotonne über die Revitalisierung ei-
nes Baches, die Entsiegelung eines
Parkplatzes bis zum gesunden Vollwert-
frühstück im Kindergarten. Der in der
Agenda beschriebene gemeinsame Kon-
sultationsprozeß zwischen Kommunal-
verwaltungen, Bürgern, örtlichen Orga-

AGENDA 21 als Bildungsaufgabe

D R .  C A R L - H E I N R I C H  B Ö S L I N G *

* Pädagogischer Mitarbeiter der Volkshochschule
der Stadt Osnabrück
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Sichtbarer Ausdruck war neben dem
Beitritt zum Klimabündnis die Verab-
schiedung einer Konzeption zur „Kom-
munalen Entwicklungszusammenarbeit
für die Stadt Osnabrück“ durch den Rat
der Stadt im Sommer 1994, der Beginn
einer direkten kommunalen Unterstüt-
zung von Projekten in Simbabwe und die
Durchführung einer international viel
beachteten Tagung zur kommunalen
Entwicklungszusammenarbeit unter
dem Motto „Sichtwechsel“ im Herbst
1994. Auch die Erarbeitung einer Dritte
Welt Bilanz, die im Jahr 1995 vorgelegt
wurde und die vielfältigen Verflechtun-
gen zwischen der Stadt Osnabrück und
Ländern der Dritten Welt von der Koloni-
alzeit bis heute zum Gegenstand hatte,
ist Ausdruck dieser Bemühungen. (3)

Die Volkshochschule selbst setzte
sich in mehreren Semesterschwerpunk-
ten mit Fragen des Klimaschutzes und,
als Mitveranstalter des Kolloquiums
Dritte Welt, mit Themen wie „Nachhalti-
ge Entwicklung der Kommunen in Nord
und Süd“ oder „Umwelt und Entwick-

DDaass  GGrraass  wwääcchhsstt  nniicchhtt  sscchhnneelllleerr,,  wweennnn
mmaann  ddaarraann  zziieehhtt

Und trotzdem: es kann wohl kaum
verdrängt werden, daß Umweltprobleme
in der Rangfolge der Wichtigkeit, so je-
denfalls die Ergebnisse verschiedener
Umfragen, bei den Bürgern auf einen
der hinteren Plätze abgerutscht sind.
Die wirtschaftliche Entwicklung und die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sind
zum dominierenden Thema geworden.

Auch in Osnabrück ist es schwierig,
neue Zielgruppen anzusprechen und für
Umweltthemen zu sensibilisieren. Viele
Menschen reagieren mit Hilflosigkeit
und Resignation angesichts einer schier
unüberschaubaren Zahl von größeren
und kleineren Katastrophen, die sich in
ihrer direkten oder medial vermittelten
Umwelt abspielen. Der Normalbürger
mit durchschnittlichen naturwissen-
schaftlichen Schulkenntnissen reagiert
überfordert auf immer neue Schadstoff-
hitlisten, die ihn in seinem Lebensraum
zu bedrohen scheinen. Zurück bleibt,
wie es der Psychologe Micha Hilger
nennt, eine „Haltung des Verdrusses
und depressiver Verbitterung“ derjeni-
gen, die das Gefühl haben, „letztlich
nichts zu bewirken und viel zu wenig in
Gang zu bringen.“ 

Zumindest vom Ansatz her bietet die
lokale Agenda eine Chance, konkrete
Veränderungsprozesse einzuleiten. Ob
diese Chance genutzt wird, ist eine Fra-
ge, der sich nicht nur engagierte Bürger,
sondern vor allem auch die etablierten
Parteien und die kommunalen Verwal-
tungen ernsthaft stellen müssen. 

(1) Cornelia Rösler (Hrsg.), Lokale Agenda 21. Doku-
mentation eines Erfahrungsaustauschs beim Deut-
schen Städtetag am 29. April 1996 in Köln; Berlin
1996

(2) Agenda 21, Kapitel 28.2. und 28.3.

(3) Dazu ausführlicher: Bösling, Carl-Heinrich: Bil-
dungsarbeit und Ansätze ökologischer Stadtentwick-
lung in Osnabrück; in: Agenda 21 für Niedersachsen.
Stand und Perspektiven einer nachhaltigen Entwick-
lung auf regionaler Ebene; Loccumer Protokolle
24/97
Stadt Osnabrück, terre des hommes, A3W (Hrsg.):
Dritte Welt Bilanz. Osnabrück - Menschen erkunden
ihre Stadt; Osnabrück 1995

(4) Hartkemeyer, M. und J.F./Dhority, L. Freeman: Mit-
einander Denken. Das Geheimnis des Dialogs; Stutt-
gart 1998

lung von Rio ‘92 bis
Berlin ‘94“ auseinan-
der. In zwei Semestern
ging es um „Stadt und
Stadtentwicklung“ in
Osnabrück, wobei das
Themenspektrum von
der regionalen Um-
weltgeschichtsschrei-
bung bis zu Fragen der
politischen Partizipati-
on der Bürger in Fragen
der Stadtplanung
reichte. 1996 stand der
Schwerpunkt „Zeit“ im
Mittelpunkt von Vorträ-
gen und Seminaren
und bot zum Beispiel
Gelegenheit, sich mit
der „Bedeutung des
Faktors Zeit in der
Stadtplanung“ oder
mit den „Zeitmaßen
der Natur“ auseinan-
derzusetzen.

Natürlich wurden
im Rahmen der VHS
auch mehrfach kosten-
lose Seminarveranstal-
tungen zur Agenda 21
selbst angeboten. Mitt-
lerweile arbeiten meh-

rere Agenda-Arbeitsgruppen zu ver-
schiedenen Schwerpunktsetzungen in
der Stadt und bringen ihre Erfahrungen
in ein gemeinsames Forum ein.

Große Beachtung fanden in den ver-
gangenen Jahren die gemeinsam mit der
Akademie Loccum geplante Tagung „The
Natural Step“ zu den neuen Ansätzen
der Umweltpolitik in Schweden und die
seit 1996 angebotenen „Dialog-Semina-
re“, die ein Ergebnis des von der Bun-
desstiftung Umwelt geförderten Dialog-
Projektes darstellten. (4) Erfolgreich ist
auch eine ebenfalls 1996 begonnene Ko-
operation mit dem Schuhmacher Colle-
ge im englischen Dartington. In all die-
sen Projekten und Kooperationen
bemühte sich die Volkshochschule über
den lokalen, wenn nicht nationalen Tel-
lerrand hinauszublicken und wichtige
Ansätze einer grundsätzlichen Neuori-
entierung der Umweltpolitik und eines
neuen ökologischen Denkens bekannt
zu machen.



✦ den Qualitätsstandard ihrer eigenen 
Bildungsurlaubsveranstaltungen zu 
überprüfen,

✦ eine Evaluierung der umweltpoliti-
schen Seminare im Sinne des EBG 
mit wissenschaftlicher Begleitung 
durchführen zu lassen,

✦ EBG-trägerübergreifende Zusam-
menarbeit zu realisieren (A & L/BW 
DAG),

✦ den Vernetzungsgedanken der Agen-
da aufzunehmen und konkrete Akti-
vitäten im Agenda-Prozeß zu ent-
wickeln,

✦ den bildungpolitischen Auftrag für 
die Zukunft - nachhaltige Umweltbil-
dung - wahrzunehmen,

✦ Ergebnisse dieses Projektes inner-
halb des eigenen Verbandes auf 
Bundesebene zu übertragen,

✦ das Imagebild als Erwachsenenbil-
dungsträger nach Abschluß der Eva-
luierungsstudie zu erneuern/zu ver-
ändern.
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Das Bildungswerk der DAG im Lande
Niedersachsen e. V. und ARBEIT UND LE-
BEN Nds. e.V. führen seit vielen Jahren
mit verschiedenen Nationalparkhäusern
in der Nordwest-Region und dem Wat-
tenmeerhaus in Wilhelmshaven umwelt-
politische Bildungsurlaube durch. Die
für Bildungsurlaube spezifische Bildung
kleiner Gruppen sowie die Möglichkeit,
in einem Nationalpark der Natur und
seinen lokal und global relevanten Bela-
stungen originär und unmittelbar be-
gegnen zu können, eröffnen in besonde-
rem Maße die Voraussetzungen für eine
Entwicklung von Qualitätsstandards un-
ter den Prämissen einer Bildung für
Nachhaltigkeit. 

Das Bildungswerk der DAG im Lande
Nieders. e. V. als Projektantragsteller
beabsichtigt:

✦ umweltpolitische Bildungsurlaubs-
veranstaltungen, die in Kooperation 
mit den Nationalparkhäusern durch-
geführt werden, zwei Jahre lang auf 
eine Entwicklung von Qualitätsstan-
dards in der Umweltbildung im 
außerschulischen Bereich unter der 
Berücksichtigung des Nachhaltig-
keitscharakters der Agenda 21 hin zu
evaluieren und diese wissenschaft-
lich zu begleiten sowie

✦ in diesem Zusammenhang einen 
Qualitätszirkel für die Mitarbeiter 
der Nationalparkhäuser zu installie-
ren. Der Qualitätszirkel bietet über 
den gesamten Zeitraum des Projek-
tes den MitarbeiterInnen die Mög-
lichkeit der reflexiven Selbstqualifi-
zierung und Weiterbildung mit inte-
grierter professioneller Referenten-
schulung.

Das Projekt ist
in einem außer-
schulischen Bil-
dungsbereich als
innovatives Vorha-
ben angesiedelt. Es
leistet damit einen
Beitrag zur Ent-
wicklung von Qua-
litätsstandards
/Qualitätssiche-
rung in der Um-
weltbildung .

Neben der Ent-
wicklung und Er-
probung methodisch-didaktischer Mo-
delle unter der Prämisse des Nachhaltig-
keitsprinzips soll der Versuch unternom-
men werden, Instrumente der Selbste-
valuation zu installieren.

Über die Realisierung einer nachhal-
tigen Umweltbildung hinaus bietet das
Projekt die Möglichkeit, die Informati-
ons- und Bildungsarbeit im Niedersäch-
sischen Wattenmeer zu unterstützen
und zu fördern, um ein einheitliches Bil-
dungskonzept mitzugestalten.

An diesem Projekt sind die Umwelt-
verbände BUND, NABU, WWF und die
Nationalparkverwaltung der Bezirksre-
gierung Weser-Ems beteiligt. Die vorge-
nannten Organisationen unterstützen
das Projekt teils ideell, teils finanziell.

Ein Finanzierungsantrag wurde bei
der Nieders. Wattenmeerstiftung im Nie-
dersächsischen Umweltministerium, der
Nieders. Lottostiftung sowie bei Bingo-
Lotto (Umweltlotterie) gestellt. Inzwi-
schen haben diese Organisationen den
Antrag bewilligt und entsprechende För-
dermittel bereitgestellt.

Der vorgenannte Antrag bietet den
Erwachsenenbildungsträgern die Mög-
lichkeit:

„Entwicklung von Qualitätsstandards für die Durchführung von Bildungsur-
laubsveranstaltungen in Wattenmeer-Nationalparken mit begleitendem Qua-

litätszirkel im Sinne einer nachhaltigen Umweltbildung“
Projektdarstellung

L U C I E  S O M M E R F E L D *

* pädagogische Mitarbeiterin des Bildungswerks
der DAG im Lande Niedersachsen, Geschäftsstelle
Oldenburg
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FFrraaggee  11:: Herr Schulz, Design - so wie es
in den Schaufenstern der Geschäfte zum
Verkauf angeboten wird - ist bislang von
großen Firmen produziert worden, und
die Entwerfer waren meist studierte De-
signer. Was wollen Sie mit dekos daran
ändern.

Ändern will dekos daran nichts, wir wol-
len ergänzen. Der Faktor Design ist nicht
nur für große Unternehmen, sondern
auch für den Mittelstand und für kleine-
re Betriebe ein wichtiger Wirtschaftsfak-
tor geworden. Denn die kleineren Unter-
nehmen arbeiten vor Ort, haben direkt
mit ihren Auftraggebern zu tun und wer-
den tagtäglich gefordert, gute Gestal-
tung zu schaffen. Das gelang bisher nur
in unzureichendem Maße, weil es die
Ausbildung in den Betrieben nicht her-
gab.

FFrraaggee  22:: Und das wird sich jetzt ändern?

Es gibt immer wieder das Problem, daß
gerade dem Handwerk die Gestaltungs-
kompetenz abgesprochen wird! Das
liegt hauptsächlich an der technischen
Ausrichtung der  Handwerksausbildung.

Wenn Sie zu einem Tischler gehen und
einen Stuhl haben möchten, werden Sie
zwar ein funktionstüchtiges Möbel er-
halten, gestalterisch werden Sie sich je-
doch in der Regel nicht sehr gut beraten
fühlen. Wenn Sie zu einem Kleinbetrieb
gehen und dessen Produkte mit denen
der Mitbewerber vergleichen, werden
Sie ästhetisch oft enttäuscht  sein. Da-
bei entstehen gerade jetzt, wo die Indi-
vidualisierung und Vorstellungen von
Auftraggebern sich immer stärker von
der konfektionierten, designten Mas-
senware abwenden, große Chancen für
das Handwerk, mit Design Produkte zum
Erfolg zu führen. Hier setzt die Arbeit
von dekos an.

FFrraaggee  33:: Wie passiert das, sollen die
Handwerker zu Designern werden?

Nein, das muß nicht sein, aber sie sollen
ihre Designkompetenz erhöhen, sensibi-
lisiert werden für die Probleme ihrer Auf-
traggeber und Lösungsstrategien ken-
nenlernen. dekos bietet an, Designstra-
tegien auch für den kleinen Betrieb
handhabbar zu machen. Nur wer sich im
Wettbewerb profilieren kann, der wird
auch erfolgreich sein. dekos hilft dabei.

FFrraaggee  44:: Das ist nun speziell auf das
Handwerk zugeschnitten, wie kann de-
kos weiteren Firmen des Mittelstandes
helfen?

Mit dem Instrument des Design-Mana-
gements, das wir in allen wichtigen Be-
reichen den Teilnehmern vermitteln.
Hier bekommen sie praktische Hinwei-
se, die sich leicht umsetzen lassen. Von
der Designgeschichte, um die Urteils-
fähigkeit zu verbessern, über Marketing
bis hin zur Designerauswahl und der
Vertragsgestaltung helfen wir weiter.
Wichtig ist dabei auch das Netzwerk,

das wir erarbeiten. Es hilft, auch in Zu-
kunft mit den auftretenden Problemen
fertig zu werden.

FFrraaggee  55:: Überzogen gesagt, ist es dem-
nächst nicht mehr notwendig, einen De-
signerentwurf  aus dem Katalog zu kau-
fen. Der Betrieb nebenan kann mir mei-
ne Möbel in gleicher Qualität, nur auf
meine Bedürfnisse ausgerichtet, herstel-
len.

Ich fände es schön, wenn wir in allen
Wirtschaftsbereichen, in der Industrie
ebenso wie im Handwerk, die Gestal-
tungsqualität deutlich verbessern könn-
ten. Denn genau das ist das Ziel des Pro-
jektes dekos, in kleinen und mittleren
Unternehmen die gestalterische Kompe-
tenz zu entwickeln. Die Chancen dafür
stehen gut, denn die Resonanz auf das
Projekt dekos ist auf Grund der Verbin-
dung von Theorie und Praxis sehr posi-
tiv.

FFrraaggee  66:: Wie sieht das in der Praxis aus?

dekos bietet Seminare und Workshops
an, die jeweils von praxiserfahrenen Do-
zenten geleitet werden. Wichtig ist da-
bei, daß in offener Workshopatmosphä-
re und im Gespräch auf die Fragen der
Teilnehmer eingegangen wird.  Die Se-
minare erstrecken sich über zwölf Semi-
nareinheiten, zumeist an Wochenenden,
danach sollte jeder Teilnehmer fit sein,
um sich im Markt der Anbieter besser
behaupten zu können. Für Teilnehmer
mit einer Freistellungsbescheinigung ih-
res Unternehmens  ist das Seminarpro-
gramm kostenfrei.

Das Interview wurde mit  Andreas Schulz, Design-
projekt dekos, Hannover, geführt .
* Projektleiter dekos, Bildungswerk der DAG Nds.

Gutes Design - direkt aus der Nachbarschaft
Das niedersächsische Designprojekt dekos - ein Interview

EE RR II CC HH   WW EE BB EE RR   **

K o n z e p t e
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Mit dem novellierten EBG
wurden die Einrichtungen der
Erwachsenenbildung ver-
pflichtet, eine kontinuierliche
Qualitätssicherung (QS) zu
betreiben und die Ergebnisse
ihrer Bildungsarbeit zu eva-
luieren. In welcher Form das
zu geschehen hat, wurde vom
Gesetzgeber bisher nicht fest-
gelegt. 

as Bildungswerk der DAG im
Lande Nds. e.V. hat sich für ein
Qualitätszirkelkonzept* ent-
schieden, das als Total Quality

Management (TQM)-Konzept über die
Qualitätskontrolle hinaus auch Organi-
sations- und Verfahrensverbesserung,
TeilnehmerInnenorientierung, Verbrau-
cherInnenschutz, das Verhältnis zu Ko-
operationspartnerInnen und die interne
Kommunikation umfaßt. Mit dem Qua-
litätsentwicklungskonzept, das stark auf
die Eigenverantwortlichkeit von Mitar-
beiterInnen aller Hierarchiestufen setzt,
sollen deren Autonomie und Verantwort-
lichkeit weiter gefördert und die Akzep-
tanz mit Prozeß und Ergebnis sicherge-
stellt werden. Parallel zu der Qualitäts-
zirkelarbeit sind für 1999 TeilnehmerIn-
nen-, ReferentInnen- und Kooperations-

partnerInnenbefragungen geplant, de-
ren Ergebnisse mit bereits in der Vergan-
genheit erhobenen Daten in Beziehung
gesetzt werden sollen. Hierfür wird ex-
terne Expertenkompetenz in Anspruch
genommen.

Ziele unserer Qualitätssiche-
rungsarbeit:

11..  ÜÜbbeerrpprrüüffuunngg  uunndd  WWeeiitteerreennttwwiicckklluunngg
ddeerr

✦ Organisations- und Verfahrens-
qualität 

✦ Programm- und Angebotsqua-
lität

✦ Maßnahmequalität

22..  VVeerrbbeesssseerruunngg  vvoonn  AArrbbeeiittssbbeeddiinngguunn--
ggeenn  uunndd  MMoottiivvaattiioonn  dduurrcchh  FFöörrddeerruunngg
uunndd  NNuuttzzuunngg  ddeerr  AAuuttoonnoommiiee  ddeerr  MMiittaarr--
bbeeiitteerrIInnnneenn

33..  AAkkzzeeppttaannzz  ddeess  QQSS--PPrroozzeesssseess  dduurrcchh
ddiiee  BBeetteeiilliigguunngg  aalllleerr  MMiittaarrbbeeiitteerrIInnnneenn

44..  ÖÖffffeennttlliicchhkkeeiittssaarrbbeeiitt  dduurrcchh  EErrggeebbnniiss--
ddookkuummeennttaattiioonn  uunndd  PPrräässeennttaattiioonn

Wir haben uns für ein Qua-
litätszirkelkonzept entschie-
den, weil......

....es sich um ein offenes Konzept
handelt, das von den Beteiligten mitent-
wickelt und ausgestaltet werden muß.
Es entspricht damit der Selbststeuerung
und Eigenverantwortlichkeit der Mitar-
beiterInnen.

....es für die Qualitätsentwicklung
bedeutet, Qualität zu produzieren, statt
sie zu kontrollieren. Gegenstand der
Evaluation sind sowohl die Verfahrens-

und Organisationsqualität als auch die
Maßnahme-/Produktqualität.

....es auf der Beteiligung aller Hierar-
chieebenen basiert.

....es die Chance bietet, Organisati-
onsentwicklung zu initiieren und die
Personalentwicklung auszubauen.

....es das Know-how, die Kompeten-
zen und die Kreativität aller Mitarbeite-
rInnen nutzt und fördert und damit dem
Prinzip der lernenden Organisation
nahekommt.

Qualitätszirkelarbeit ist eine Mög-
lichkeit, MitarbeiterInnen an der be-
trieblichen Problemlösung zu beteiligen
und so für die Organisationsentwicklung
aktiv zu nutzen. Es werden die Kreati-
vität und das Potential derjenigen ge-
fragt, die die Arbeit erledigen. Sie sind
aufgrund ihrer täglichen konkreten Ar-
beitserfahrungen am ehesten in der La-
ge, die vorhandenen Probleme zu erken-
nen und zu bearbeiten. Damit wird der
möglichen Betriebsblindheit von „Exper-
ten“ vorgebeugt, d.h, es geht um die
kleinen Dinge des Arbeitsalltags, von
denen Vorgesetzte häufig nur eine un-
klare Vorstellung haben.

Diese scheinbar kleinen Dinge wer-
den in den QZ bearbeitet. Die Gefahr,
daß sie sich zu großen Störfaktoren ent-
wickeln, wird dadurch reduziert und so
Reibungsverlusten entgegengewirkt.
Dies wiederum fördert die Motivation
und Arbeitszufriedenheit aller Beteilig-
ten.*

*vgl dazu „Das Gold in den Köpfen ...“ Ein Projekt
der AWO zur Selbstevaluation und Qualitätsent-
wicklung in der Weiterbildung. Hrsg. Landesinsti-
tut für Schule und Weiterbildung, Landesarbeits-
gemeinschaft Familienbildung und Weiterbildung
der Arbeiterwohlfahrt NRW.

Erfahrungen mit dem Qualitätszirkelkon-
zept im Bildungswerk der DAG

CC HH RR II SS TT AA   HH OO FF FF MM AA NN NN **
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*Da es das Qualitätszirkelkonzept nicht gibt und ei-
ne verbindlichere genauere Definition fehlt, ist
die Abgrenzung zu anderen Arbeitsgruppen
schwierig. Wir haben den Begriff Qualitätszirkel
(QZ) gewählt, weil er im Zusammenhang mit QS
gebräuchlich, eingeführt und akzeptiert ist. Pro-
jektgruppen, Arbeitskreise, Lernstatt, Innovati-
onszirkel usw. wären ebenfalls möglich gewesen,
hätten aber u. E. noch mehr Erklärung bedurft.

* stellvertr. pädagogische Leiterin des Bildungs-
werks der DAG im Lande Niedersachsen
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Die wesentlichen Bestandteile unse-
rer Qualitätsentwicklung:

Die QQuuaalliittäättsszziirrkkeell tagen bisher in
regelmäßigen Abständen alle vier  bis
sechs Wochen und weisen häufig eine
wechselnde Zusammensetzung auf. Die
TeilnehmerInnenzahl schwankt zwi-
schen vier und elf - als ideal gelten fünf
bis zehn.

Die MMooddeerraattoorreenn//MMooddeerraattoorriinnnneenn
sind für die Organisation und den Ablauf
der QZ zuständig. Sie sind „gleich unter
gleichen“, d. h., da es sich derzeit noch
um interne MitarbeiterInnen aus dem
pädagogischen Bereich handelt, müs-
sen sie innerhalb der QZ - Arbeit ihre ei-
genen Interessen zurückstellen und in
der Lage sein, die ModerationsMethode
(MM) einzusetzen. Dies ist nicht nur für
den Ablauf der QZ - Arbeit unerlässlich,
sondern auch für die Aufbereitung und
die Dokumentation der Ergebnisse.
Durch regelmäßig angebotene Modera-
tionstrainings für HPM und Verwaltungs-
personal soll die professionelle und ef-
fektive Leitung der QZ sichergestellt
werden.

Die BBeeaauuffttrraaggttee  ffüürr  QQuuaalliittäättssssiicchhee--
rruunngg ist als Koordinatorin zuständig für
die Organisation des Qualitätssiche-
rungsprozesses, für die Abstimmung mit
der Geschäftsleitung, die Organisation
und Planung der Workshops und die Do-
kumentation der Ergebnisse.

Das SStteeuueerruunnggsstteeaamm wurde inzwi-
schen um einen Kollegen erweitert und
besteht nun aus drei Mitgliedern. Es hat
die Aufgabe, den QS-Prozeß konzeptio-
nell weiterzuentwickeln.

Die pprroojjeekkttoorriieennttiieerrtteenn  AArrbbeeiittssggrruupp--
ppeenn werden in den QZ und den Work-

shops zu eingegrenzten Themen ins Le-
ben gerufen und sobald ihr Auftrag erle-
digt ist, wieder aufgelöst.

Die pprroozzeeßßbbeegglleeiitteennddeenn  WWeeiitteerrbbiill--
dduunnggssaannggeebboottee sowie die FFaacchhbbeerraattuunngg
uunndd  SSuuppeerrvviissiioonn entwickeln sich nach
Bedarf in QZ und Workshops, werden
von der QS - Beauftragten mit der Ge-
schäftsführung (GF) abgesprochen und
organisiert. Sie stehen allen Mitarbeite-
rInnen offen.

Die QQSS  --  WWoorrkksshhooppss finden zweimal
im Jahr statt und dienen dazu, die Ergeb-
nisse der Qualitätszirkel zu kommuni-
zieren und zu verbindlichen Standards
werden zu lassen. An ihnen sollten
sämtliche MitarbeiterInnen und die Ge-
schäftsführung teilnehmen. Vorausset-
zung hierfür ist eine langfristige Planung
und die Veröffentlichung der Termine in
unserem Jahresprogramm zur Mitarbei-
terfortbildung.

Erfahrungen mit der bisheri-
gen QZ - Arbeit:

Die BBeetteeiilliigguunngg  ddeerr  VVeerrwwaallttuunnggssaann--
ggeesstteelllltteenn an der Qualitätsentwicklung
hat sich sehr gut bewährt. Sie sind bis-
her vor allem im QZ Kundenorientierung
aktiv und zu ca. 50% an den Workshops
beteiligt. Die kollegiale Zusammenar-
beit hat sich merklich verbessert, Struk-
turen und Zuständigkeiten werden ak-
zeptiert und genutzt. Das Prinzip der QZ:
„Soviel Entscheidungsspielraum wie
möglich“ wirkt sich auch auf die Arbeits-
abläufe aus, d. h., es gibt auch hier mehr
Ideen, Diskussionen und Vorschläge,
aber auch Forderungen.

Die ffllaannkkiieerreennddeenn  WWeeiitteerrbbiilldduunnggssaann--
ggeebboottee werden bis heute vor allem von
Verwaltungsangestellten genutzt, die
auf diesem Gebiet einen erhöhten Nach-
holbedarf haben. Inzwischen haben
zwei Verwaltungsangestellte an einem
Moderationstraining teilgenommem, so
dass der erste Schritt getan ist, um auch
hier das Know-how für die Leitung von
Qualitätszirkeln anzulegen. Bewährt hat
sich das Prinzip, die Weiterbildungsan-
gebote prozeßorientiert, d. h., bedarfs-
und nachfrageorientiert anzubieten und
durchzuführen.

Damit die Ergebnisse der QZ als Eva-
luationsinstrument eingesetzt werden
können, müssen sie zu vergleichbaren
Ergebnisdokumentationen führen, d.h.,
bereits ddeerr  mmeetthhooddiisscchhee  AAbbllaauuff  eeiinneess  QQZZ
muß dokumentiert und visualisiert wer-
den. Obwohl wir bereits seit 1991 regel-
mäßig qualifizierte Moderationstrai-
nings anbieten und durchführen, ist es
noch nicht vollständig gelungen, Mode-
rationskompetenz als Mindeststandard
für jede(n) Pädagogische(n) Mitarbei-
ter(in) zu implementieren. Sollte sich
unser Vorhaben, die Moderation der QZ
durch interne MitarbeiterInnen durch-
führen zu lassen, als zu ehrgeizig erwei-
sen, werden wir im Laufe des Jahres auf
externe Moderatorinnen zurückgreifen.

Ein weiteres Problem ist bisher die
DDuurrcchhffüühhrruunnggssffrreeqquueennzz  ddeerr  QQuuaalliittäättss--
zziirrkkeell.. Idealerweise sollte jeder Qua-
litätszirkel alle zwei bis vier Wochen ar-
beiten. Das gelingt aus arbeitstechni-
schen Gründen nicht immer. Saisonal
bedingte hohe Arbeitsauslastung zwingt
häufig zu Terminverschiebungen, so
dass die QZ im Schnitt bisher alle vier
bis sechs Wochen tagen.

Die Einsicht in die Notwendigkeit
von Qualitätsentwicklung und Evaluati-
on ist bei der überwiegenden Mehrheit
der Mitarbeiter und MitarbeiterInnen
vorhanden, obwohl zu Anfang der Be-
griff Qualitätssicherung bereits Wider-
stände erzeugt hat, suggeriert er doch,
dass bisher keine qualitätvolle Arbeit
geleistet wurde. Die MMoottiivvaattiioonn, aktiv
mitzuarbeiten, ist noch unterschiedlich
ausgeprägt, was bei der Arbeitsbela-
stung gerade der kleineren Regionen
verständlich ist.

Q u a l i t ä t s
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Bildungscontrolling 
in der Erwachsenenbildung

D R .  G E O R G  K O R T E N D I E C K *

eit einigen Jahren durchlebt
die öffentlich geförderte Er-
wachsenenbildung eine ern-
ste finanzielle Krise. Die öf-
fentlichen Kassen sind nicht

nur einfach leer; mittlerweile gibt es ei-
nen heftigen Wettbewerb um die staatli-
chen und kommunalen Mittel für kultu-
relle und wohltätige Zwecke. Nicht von
ungefähr tauchen zur gleichen Zeit wie
die Haushaltskürzungen Fragen nach
der Qualität von Bildungsveranstaltun-
gen auf, gibt die Qualität  doch Auskunft
darüber, ob und wie Zuschußgeber ihre
Interessen verwirklicht sehen können.
Vermehrt sollen durch attraktive Anpas-
sungs- und Umschulungsmaßnahmen
sowie durch Firmenschulungen die ent-
standenen Haushaltslöcher gefüllt wer-
den. Aber auch hier erschwert zuneh-
mend Konkurrenz den etablierten Ein-
richtungen das (Über)Leben. 

NNoottwweennddiiggee  bbeettrriieebbsswwiirrttsscchhaaffttlliicchhee
SStteeuueerruunngg  iinn  BBiilldduunnggsseeiinnrriicchhttuunnggeenn

Kürzungen und Konkurrenz lassen
den Ruf nach wirtschaftlicher Ergänzung
der pädagogischen Leitung laut werden,
auch wenn betriebswirtschaftlichen Kal-
külen mit allergrößtem Mißtrauen unter
den Hauptamtlichen begegnet wird. Da-
zu gehört neben der betriebswirtschaft-
lich orientierten Qualitätssicherung
nach DIN ISO 9000 das sogenannte Bil-
dungscontrolling. Dabei zeigen beide
Ansätze Wege auf, betriebswirtschaftli-
ches Denken mit pädagogischer Metho-
dik und Inhalten produktiv zu verbinden.
Die öffentlich geförderten Einrichtungen
der Erwachsenenbildung zählen zu den
gemeinnützigen oder auch Non-Profit-
Einrichtungen. Ihr Hauptstreben liegt

nicht wie bei Unternehmungen in einer
Gewinnerzielung, also einer Dominanz
von Formalzielen, sondern in der Erfül-
lung einer Mission und damit in der
Sachzieldominanz. Ihr Leistungsziel
liegt in der Befriedigung eines öffentli-
chen und/oder trägerspezifischen Be-
darfes an Weiterbildung. Über Ziele, Plä-
ne und notwendige Finanzmittel mußte
kaum nachgedacht werden, außer bei
der Erfüllung staatlicher Vorgaben. Erst
die erheblichen finanziellen Einschnitte
führten langsam zu einer Abkehr von alt-
backener Haushaltsführung, hierarchi-
schem Denken und Handeln hin zu einer
modernen marktorientierten Unterneh-
mensführung. Womit aber sollen die
Weiterbildungseinrichtungen geführt
werden?

Neben der Kosten- und Leistungs-
rechnung, ohne die eine größere, mit
mehreren beschäftigten Personen aus-
gestattete Einrichtung kaum zielgerich-
tet gelenkt werden kann, bietet sich das
Controlling an. Controlling bedeutet
nicht, wie dies zunächst scheint, Kon-
trolle, sondern Leitung und Steuerung.
Controlling als Führungsinstrument soll-
te in der Lage sein, die Planung zu unter-
stützen, Entscheidungen vorzubereiten
und deren Realisierung zu steuern und
zu überprüfen, um darauf weitere Pla-
nungsschritte folgen zu lassen. Der Be-
griff Bildungscontrolling meint im enge-
ren und eigentlichen Sinne, den betrieb-
lichen Erfolg durch Weiterbildung der
Mitarbeiter/innen zu steuern. Er stammt
aus dem innerbetrieblichen und profito-
rientierten Weiterbildungsbereich. All-
gemein auf unsere Bildungsangebote
übertragen, bedeutet dies die Frage
nach den Lern- und nach den Transfer-
zielen und deren Erfüllung. 

Bildungscontrolling verstehe ich zu-
dem in einem weiteren Sinne, dem Con-
trolling in Bildungseinrichtungen. Gem-

einnützigen wie gewinnorientierten Ein-
richtungen ist gemeinsam, daß sie Ziele
verfolgen, anhand derer der Erfolg ge-
messen werden kann, daß sie Personal-
kräfte einsetzen und Investitionsent-
scheidungen treffen. Die Zielbestim-
mung leitet sich in der Regel aus dem
Unternehmenszweck ab, der in Leitbil-
dern oder Firmenphilosophien wieder-
zufinden ist. Wird der Zweck von außen
vorgegeben, was bei gemeinnützigen
Einrichtungen nicht selten der Fall ist,
spricht man von Mission oder Auftrag.
Eine Einrichtung, die einen solchen Auf-
trag erfüllen soll oder will, muß in der
Regel eine Vielzahl von Kriterien erfül-
len, von denen die Gemeinnützigkeit nur
eine ist. In der Regel finden wir in ge-
meinnützigen Bildungseinrichtungen ei-
ne deutliche Sachzieldominanz vor, die
sich zudem meist auf qualitative Aspek-
te beschränkt. Eine Übertragung des be-
triebswirtschaftlichen Controllings er-
scheint deshalb nicht nur nicht möglich,
sondern geradezu kontraproduktiv im
Hinblick auf die Sachzielerreichung zu
sein, etwa die Bereitstellung preiswerter
Bildung für bildungsferne Gruppen.

Die Sachzieldominanz in öffentlich
geförderten Weiterbildungseinrichtun-
gen hat in den vergangenen Jahren zu ei-
ner Vernachlässigung von Formalzielen
wie Marktanteil, Umsatzentwicklung
oder Rücklagenbildung durch Gewinne
und einer quantitativen, konkreten Ziel-
bestimmung geführt. Entscheidungsträ-
ger wurden zunächst nur sachzielorien-
tiert ausgewählt. Problematisch war da-
bei schon immer, daß Sachziele am we-
nigsten durch die Mitarbeiter selbst,
sondern von einer Vielzahl von Interes-
sensgruppen bestimmt und gelenkt
wurden. 

CCoonnttrroolllliinngg  iinn  BBiilldduunnggsseeiinnrriicchhttuunnggeenn
Erfolgsteuerung durch Bildungscon-
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* Direktor der Katholischen Erwachsenenbildung im
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trolling bedeutet, den gewünschten
pädagogischen und wirtschaftlichen Er-
folg anzugeben, geeignete Maßnahmen
zu planen, Entscheidungen über den
Mitteleinsatz zu treffen und die Zielerrei-
chung zu messen. Die daraus gewonne-
nen Informationen dienen dem nächsten
Planungs-, Entscheidungs- und Steue-
rungszyklus. Controlling in Weiterbil-
dungseinrichtungen stellt deshalb kei-
neswegs eine ausschließliche Betonung
von Formalzielen dar, sondern nimmt die
Ziele von Entscheidungsträgern, Mitar-
beitern  und Teilnehmern ernst. Control-
ling erwartet, wie die Qualitätssiche-
rung klare und präzise Angaben über die
zu erzielenden Qualitäten wie Quantitä-
ten. Es ist schon sehr verwunderlich,
warum die Evaluierung von Bildungs-
maßnahmen für Weiterbildungseinrich-
tungen nicht selbstverständlich ist und
man sich allenfalls auf Gefälligkeitsur-
teile durch Blitzlichter und Abschlußrun-
den verläßt, um die Erreichung von Lern-
zielen transparent zu machen. 

WWeellcchhee  AAuuffggaabbeenn  hhaatt  BBiilldduunnggssccoonnttrrooll--
lliinngg??

Bildungscontrolling ist ein Führungs-
instrument, das vor allem Informationen
über die betrieblichen Abläufe darstellt
und interpretiert. Ausgehend vom Leit-
bild fragt das strategische Controlling,
tun wir die richtigen Dinge, um unseren
Auftrag zu erfüllen (Frage nach der Ef-

fektivität). Die aus dem Leitbild abgelei-
teten Ziele müssen in Übereinstimmung
mit dem Leitbild stehen. Die richtigen
Dinge zu tun, bedeutet neben der Erfül-
lung von Bildungszielen, die Existenz
der Einrichtung zu sichern und gegenü-
ber dem Personal die notwendige Für-
sorge walten zu lassen. Dies ist nur
dann möglich, wenn Formalziele wie
ausreichende Liquidität und angemes-
sene Rücklagenbildung nicht vernach-
lässigt werden.

Wenn das strategische Controlling
überprüfen und helfen soll, die richtigen
Dinge zu tun, soll das operative Control-
ling bei gegeben Zielen Antworten fin-
den, wie die Dinge richtig zu tun sind
(Frage der Effizienz). Ziel sollte es sein,
mit einem gegebenen Budget ein
Höchstmaß an Zielerreichung zu erzie-
len. Qualitativ gesehen verlangt dieses
Bildungscontrolling, die Anforderungen
von Kunden und Teilnehmern zu erfül-
len. Quantitativ interpretiert, sind Auf-
wand und Ertrag der Weiterbildung zu
optimieren. 

OOppeerraattiivveess  CCoonnttrroolllliinngg
Erfolgreiches Controlling hängt ins-

besondere davon ab, wie konkret die
Entscheidungsträger ihre Ziele formu-
liert haben. Ähnlich wie eine Kursleite-
rin, die zu Beginn eines Seminars sich
Klarheit über die Lernziele der Teilneh-
mer/innen verschaffen muß, um den Er-

folg einer Veranstaltung evaluieren zu
können, benötigt Controlling präzise,
möglichst quantitative Zielformulierun-
gen. Hier offenbart sich ein großer Vor-
teil von Formalzielen, die in der Regel ei-
ne quantitative Messung zulassen und
deshalb vergleichsweise leicht einen
Soll-Ist-Vergleich ermöglichen. Instru-
mente hierbei sind die Kosten- und Lei-
stungsrechnung, die Deckungsbeitrags-
rechnung, die Auftragsgrößen- oder die
Engpaßanalyse. Unerläßlich für ein er-
folgreiches Controlling auf Kostenebene
ist die Finanzbuchhaltung und die Ko-
sten- und Leistungsrechnung. In kleine-
ren Einrichtungen finden wir dieses In-
strument selten. Statt der doppelten
Buchführung und einer Kostenstellen-
rechnung werden Einnahmen und Aus-
gaben in einfacher Haushaltsrechnung
erfaßt. Sofern keine größeren Investitio-
nen durchgeführt werden und damit
über Abschreibungen der tatsächliche
Werteverzehr erfaßt werden sollte, kön-
nen bereits aus der einfachen Haus-
haltsrechnung Rückschlüsse auf Ausga-
ben pro Kurs, Fachbereich oder Regio-
nalstelle gezogen werden. 

Die Leistungsseite gestaltet sich da-
bei deutlich schwieriger in der Erfas-
sung, weil das Leistungsergebnis einer
Bildungseinrichtung weder mengen-
noch wertmäßig befriedigend zu erfas-
sen ist. In der Praxis haben sich eine Rei-
he von Indikatoren durchgesetzt, die

Q u a l i t ä t s

s i c h e r u n g

Q u a l i t ä t s

s i c h e r u n g

WWeeiitteerrbbiilldduunnggssiinnhhaallttee

✦ Anzahl der Maßnahmen      
- pro Fachbereich                         
- Ustd.-Anteil
✦ Anzahl neuer Maßnah-
men/alte Maßnahmen  
(Innovationsgrad)
✦ Verhältnis    
- Einzelveranstaltung/Ge-
samt Ustd.                                      
- Gemeinwohl                               
- politische Bildung                    
- theologische Bildung
✦ Marktanteile
✦ Ustd. a. EBG
Ustd. o. Finanzhilfe

EErrffoollgg

✦ Anzahl der Teilnehmer
✦ Anzahl der Rückmel-
dungen, Anmeldezahlen/
- verhalten aufgrund der
Sonderbroschüren                 
✦ Deckungsbeiträge                 
- Bildung                                         
- Fachbereiche                              
- Kurse
✦ Ustd. pro Pädagoge              
- Gesamt                                      
- anerkannte
✦ geplante/durchgeführte 
Maßnahmen
✦ Zusatzkurse

KKoosstteenn

✦ Kosten für Werbung              
- absolute Zahlen                        
- nach Fachbereichen
✦ Kosten pro                                 
- Ustd. 
- Kurs
- Programmplanung
- Programmdurchführung
✦ Deckungsbeitrag
✦ zwischenbetrieblicher
Vergleich
✦ Periodenvergleich

TTeeiillnneehhmmeerr

✦ Stammkunden               
Erstkunden
✦ Mobilität (Herkunft)              
Berufssparten
✦ Veranstaltungen mit
mehr als 10 Teilnehmern
- durchschn. TN-Zahl
- TN-Dichte
✦ örtl. TN-Struktur                     
- Fachbereich                                
- evtl. Kurse

Kennzahlen im Bildungsbereich



nbeb - MAGAZIN 2/98

41

Rückschlüsse auf den quanti-
tativen Erfolg zulassen.

Die Kennzahlen bedürfen
der gemeinsamen Interpreta-
tion. Welcher absolute Wert
bezüglich Werbeaufwand,
Erstkundenzahl, Teilnehmer-
zahl oder Unterrichtsstunden
ist optimal? Meist ist es je-
doch notwendig, Relationen
zu bilden, wie der Anteil poli-
tischer Bildung an der Ge-
samtbildung, oder Zahlen im
Zeitablauf zu interpretieren,
wie die Veränderung der
durchschnittlichen Teilneh-
merzahl pro Kurs.

Weitaus schwieriger als
die quantitative Erfassung ef-
fizienten Kursgeschehens ist
die qualitative Erfolgsmes-
sung. Sie bereitet auch bei
der Qualitätssicherung die größten Pro-
bleme. Die Qualität einer Weiterbil-
dungseinrichtung definiert sich nicht
nur über den leicht zu erfassenden
Input, d. h. über die Ausbildung von Do-
zenten, die Ausstattung mit Medien,
Kinderbetreuung, Aufenthaltsräume
etc., sondern vor allem über die ange-
strebten Sachziele und deren Errei-
chung. Angefangen bei der Bedarfsana-
lyse, der Beratung über die Lernzielfor-
mulierung, Methodenauswahl, Kursma-
terialien bis hin zum eigentlichen Lernen
sind die Schritte zu analysieren und zu
bewerten.  Eine umfassende Evaluation
der Kurse im Hinblick auf Lernerfolg und
Transfererfolg ist zwingend notwendig,
um über die Qualität verläßliche Aus-
künfte zu erhalten. Bei Kunden, die Teil-
nehmer zu den Seminaren entsenden,
z.B.  Arbeitsämter, Bezirksregierung, Fir-
men, spielt insbesondere der Transferer-
folg eine wesentliche Rolle. Teilnehmern
und Kunden Aussagen hierüber zu ver-
wehren mit der Begründung, solche wei-
chen Fakten ließen sich nicht ermitteln,
bedeutet letztlich, diese im Unklaren
über Qualität und Leistung zu lassen.
Neben der Evaluierung bieten sich auch
im qualitativen Bereich weitere Control-
ling-Maßnahmen an: Benchmarking mit
Einrichtungen, die im Ruf stehen, es in
dieser oder jener Beziehung besser zu
machen, kontinuierlicher Verbesse-
rungsprozeß mit allen Mitarbeitern,

Schwächen-Stärken-Analyse oder Qua-
litätszirkel.

SSttrraatteeggiisscchheess  CCoonnttrroolllliinngg
Die Frage der Effektivität des eige-

nen Weiterbildungsangebots fällt in den
strategischen Bereich und führt in der
Regel zu weit gravierenderen Kurskor-
rekturen als die Frage nach der Effizienz.
Zu den strategischen Controllinginstru-
menten zählen u.a. die Potential- und
die Portfolioanalyse, das Zielkostenma-
nagement wie die Prozeßkostenrech-
nung. Umstritten ist, inwieweit Marktan-
teil und Marktwachstum in Non-Profit-
Unternehmen als Wettbewerbsfaktoren
in Frage kommen (vgl. CH. Horak 1995).
Gehen wir von einem Auftrag als Leitbild
einer Einrichtung aus, müßte eine Volks-
hochschule zufrieden sein, wenn bei
gleicher Qualität die regionale Weiterbil-
dungsdichte durch andere, auch durch
gewinnorientierte Einrichtungen reali-
siert werden kann und sich das eigene
Engagement auf vernachlässigte Berei-
che sich konzentriert. Tatsächlich finden
wir aber in finanziell attraktiven Fachbe-
reichen eine bunte Mischung von gewin-
norientierten und gemeinnützigen Un-
ternehmen vor, die zum Teil sogar direkt
über den Preis konkurrieren. In unter-
richtstundenstarken Bereichen nimmt
die Konkurrenz unter den gemeinnützi-
gen Einrichtungen selbst deutlich zu.
Neben der Mission findet sich deshalb,

meist implizit, im Leitbild
durchaus die Vorstellung einer
langfristigen Existenz der Ein-
richtung bis hin zum Wunsch
nach Marktführerschaft und
Wachstum. In dieser Bezie-
hung unterscheiden sich ge-
winnorientierte und gem-
einnützige Einrichtungen
kaum noch.

Gerade die Portfolioanaly-
se bietet sich im Zeichen im-
mer knapper werdender öf-
fentlicher Mittel an, mit den
eigenen Ressourcen zielge-
richtet umzugehen. Dazu be-
darf es einer grundlegenden
Untersuchung, welchen Auf-
wand und welchen Ertrag die
eigenen Veranstaltungen ver-
ursachen. Einzelveranstaltun-
gen sind in der Regel mit ei-

nem relativ hohen Aufwand verbunden
(nicht nur finanziell, sondern auch in
Zeiteinheiten gemessen). Ihr finanzieller
Erfolg nimmt sich dagegen meist be-
scheiden aus. Auch der Lernerfolg inner-
halb so kurzer Zeit ist umstritten. Wenn
nicht besondere Gründe vorliegen, wür-
de die Portfolioanalyse von ihnen abra-
ten.

Anders dagegen die sogenannten
Stars, Veranstaltungen mit hohem
Marktanteil und hohen Teilnehmerzu-
wächsen. Sie gilt es auszuweiten. Im
Sinne der ABC-Analyse, die die meisten
aus dem Zeitmanagement kennen dürf-
ten, empfiehlt es sich, die Veranstaltun-
gen je nach den Zielen der Einrichtungen
in Prioritäten einzuordnen und den Zeit-
aufwand den Veranstaltungen und Kun-
den zu widmen, die die höchste persön-
liche pädagogische Priorität genießen.

SScchhlluußßbbeemmeerrkkuunngg
Controlling bedeutet zielgerichtetes,

zielbewußtes Handeln und Entscheiden.
Auch wenn dieses Instrument zunächst
für gewinnorientierte Unternehmen kon-
zipiert wurde, ist eine Übertragung auf
Bildungseinrichtungen möglich. Die
größten Schwierigkeiten der Umsetzung
und erfolgreichen Anwendung liegen
zum Teil in den erheblichen Ressenti-
ments gegenüber allem Betriebswirt-
schaftlichen, zum anderen aber auch in
der Schwierigkeit, Bildung und Bil-
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dungserfolge  zu quantifizieren und zu
präzisieren. Je nachdem, welche Ziele ei-
ne gemeinnützige Einrichtung verfolgt,
ist diese notwendige Aufgabe leichter
oder schwerer zu lösen. Allerdings sollte
nicht verkannt werden, daß der Weiter-
bildungsmarkt längst ein gemischter
Markt ist, in dem gewinnorientierte und
gemeinnützige Unternehmen zum Teil
um die gleichen Zielgruppen konkurrie-
ren. Auch bewirkt eine zum Teil erhebli-
che Kürzung öffentlicher Gelder, daß der
öffentliche Auftrag nicht mehr wie früher
erfüllt werden kann. Die vom Land gefor-
derten Unterrichtsstunden sind eben
nicht nur in Bereichen zu erzielen, in de-
nen es keine Konkurrenz gibt. Daraus
folgt, daß auch gemeinnützige Einrich-
tungen nicht nur zur besseren Steue-
rung ihrer pädagogischen Ziele, sondern
auch, weil sie zunehmen, zu Wirt-
schaftsunternehmen werden. Eine
Steuerung ihrer Kosten und Leistungen
durch Controlling ist notwendig. Bil-
dungscontrolling im engeren Sinne um-
faßte zunächst nur die Steuerung des
Aufwandes und Ertrages von Weiterbil-

dung für ein Unternehmen. Die Eva-
luierung der Maßnahmen und die Qua-
litätssicherung zielen in eine ähnliche
Richtung. Bildungscontrolling im weite-
ren Sinne umfaßt neben Evaluierung
und Qualitätssicherung die gesamte
Steuerung von Bildungseinrichtungen.
Wenn auch Bildungseinrichtungen zu
lernenden Unternehmen werden wollen,
müssen sie sich über den Nutzen und
den Aufwand ihres Handelns bewußt
sein.
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as neue niedersächsische Ge-
setz zur Förderung der Erwach-
senenbildung (EBG) vom De-
zember 1996 verpflichtet alle

vom Land geförderten Einrichtungen
und Organisationen dazu, ihre Bildungs-
arbeit regelmäßig zu evaluieren. Die 70
niedersächsischen Volkshochschulen
und der Landesverband legen jetzt den
ersten Evalutionsbericht vor, in dem sie
ihre Entwicklung der letzten Jahre kri-
tisch analysieren und bewerten.

Mit dieser Evalution werden Struktu-
ren, statistische Daten und Leistungs-
profile der Volkshochschulen einer Prü-
fung unterzogen, die sowohl vom eige-
nen Aufgabenverständnis als auch von
den externen Vorgaben durch Politik
und Gesellschaft ausgeht. Ziel ist es da-
bei, eine problemorientierte Bewertung
der Arbeit der Einrichtungen vorzulegen,
die neue Perspektiven und Weiterent-
wicklungen ermöglicht.

Die Volkshochschulen Niedersach-
sen befinden sich gegenwärtig in einem
Strukturwandel hin zu modernen kom-
munalen Dienstleistungsunternehmen
in Sachen Weiterbildung, Arbeit und Kul-
tur. Mit ihren umfassenden Bildungs-
und Beratungsangeboten, mit arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen und sozi-
alverpflichteten Projekten, mit einem
breiten Spektrum kultureller Veranstal-
tungen und Initiativen leisten sie einen
eigenständigen Beitrag zum öffentli-
chen Leben und zur Entwicklung ihrer je-
weiligen Kommune und Region.

Die Förderung durch das Land hat
sich rückläufig entwickelt, und auch bei
den kommunalen Zuschüssen ist mit
Einschnitten zu rechnen. Der Hauptan-
teil der Einnahmen stammt von den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern, die mit

ihren Kursgebühren zu einem Drittel die
Arbeit ihrer VHS (1996: 32,1%) selbst fi-
nanzieren, das sind immerhin 74,5 Mio.
DM. Dahinter rangierten die Landesför-
derung mit einem Fünftel (1996: 20,8%)
und die kommunalen Zuschüsse mit we-
niger als einem Fünftel (1996: 18,6%).

Als vierte Finanzierungsquelle ha-
ben Drittmittel, Projektmittel und ande-
re Einnahmen (EU-Mittel, Arbeitsförde-
rung usw.) zunehmend an Bedeutung
gewonnen und auch die Entwicklung der
VHS-Programme in den letzten Jahren
bestimmt.

Die niedersächsischen Volkshoch-
schulen holen so mehr als ein Viertel al-
ler von den Volkshochschulen bundes-
weit eingeworbenen Drittmittel ins eige-
ne Bundesland. Sie führen rund 30% der
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
(Auftragsmaßnahmen, individuelle För-
derung nach AFG) aller deutschen Volks-
hochschulen durch.1

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die
Volkshochschulen über verschiedene Er-
mäßigungsregelungen bei den Teilnah-
megebühren sowohl eine Gegensteue-
rung zu sozialen Ausgrenzungen versu-
chen als auch bestimmte Programmbe-
reiche aus bildunspolitischen Gründen
fördern. Angesichts der allgemeinen
wirtschaftlichen Situation scheint je-
doch insgesamt die Grenze der finanziel-
len Belastbarkeit der Teilnehmenden er-
reicht zu sein.

Die Volkshochschulen müssen sich
in einem wachsenden Weiterbildungs-
markt zunehmend unternehmerisch
betätigen, ohne dabei als gemeinwohl-
orientierte Einrichtung den gesellschaft-
lichen Auftrag und die Bildungsbedürf-
nisse der Erwachsenen zu vernachlässi-
gen. Deren Ansprüche an Weiterbildung
und an ein lebensbegleitendes Lernen
haben sich in den letzten Jahren stark
gewandelt. Die Volkshochschulen haben

darauf mit differenzierten, anwendungs-
orientierten Veranstaltungsangeboten
reagiert. Längerfristige Lehrgänge, kom-
pakte Seminare, aber auch kurzfristige
Veranstaltungen gehören dazu. Weiter-
bildungspartnerschaften mit örtlichen
Organisationen, Firmen oder Gruppen
haben sich entwickelt. Die Volkshoch-
schulen sind zu Ganztagseinrichtungen
mit Angeboten von acht Uhr morgens
bis zehn Uhr abends geworden, sowohl
in der Woche als auch an den Wochen-
enden und über die traditionellen Seme-
stergrenzen hinweg auch in den Som-
mer- und Winterferien.

1996 haben die niedersächsischen
Volkshochschulen 63.868 Kurse und an-
dere Veranstaltungen durchgeführt, die
insgesamt 2.232.194 Unterrichtsstun-
den umfaßten und von 962.411 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern besucht wur-
den. Rund drei Viertel sind Frauen, die
Altergruppe der 25-50jährigen stellt
rund zwei Drittel der VHS-Besucher. 2

Zu den größten Programmbereichen
mit den meisten Kursangeboten zählen
nach wie vor die Bereiche Sprachen, Be-
rufliche Bildung, Gesundheitsbildung
und Kulturelle Bildung, deren Entwick-
lung durch jeweils unterschiedliche
Merkmale bestimmt sind: Der Sprachen-
bereich hat sich mit vielfältigen Kurs-
konzepten zur Sprachenschule schlecht-
hin entwickelt; die Berufliche Bildung ist
geprägt durch ein ausgebautes Angebot
der EDV-Weiterbildung; die Gesund-
heitsbildung hat in den letzten Jahren
die größten Zuwächse verbucht, ist jetzt
aber auch von den Folgen der Gesund-
heitsreform betroffen; über das Kursan-
gebot in der Kulturellen Bildung hinaus
werden die Volkshochschulen immer
mehr zu eigengewichtigen Kulturzen-
tren. 

Sehr unterschiedlich stellt sich die
Situation in Bereichen wie Alphabetisie-

Die Volkshochschulen Niedersachsens 
im Wandel

Evaluationsbericht der Volkshochschulen und des Volkshochschullandesverbandes
D R .  H A N S - G E O R G  B U L L A *

D

*  pädagogischer Mitarbeiter des Landesverbandes
der Volkshochschulen Niedersachsens e.V..
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rung, Zweiter Bildungsweg, Frauenbil-
dung oder Politische Bildung dar. Am
deutlichsten sind die Veränderungen in
der Frauenbildung,  die auf einer Verla-
gerung der Weiterbildungsinteressen
der Frauen hin zu Themen der Persön-
lichkeitsentwicklung, vor allem aber der
beruflichen Qualifikation beruhen.

Zu den Kursangeboten und Veran-
staltungen in den Programmbereichen
sind in den Volkshochschulen neue Ar-
beitsfelder und weiterbildungspoliti-
sche Aktivitäten hinzugekommen. Dazu
zählen Projekte, Initiativen und Dienst-
leistungen in den Bereichen Kultur, Ar-
beit, Ökologie und Internationale Zu-
sammenarbeit, aber auch Maßnahmen
in der regionalen Beschäftigungs-,
Standort- und Sozialpolitik. So haben
Volkshochschulen Übungsfirmen, Bera-
tungsstellen, Jugendwerkstätten und
Selbstlernzentren eingerichtet.

Der Zuwachs an neuen Aufgaben,
ein erweitertes Programmprofil und die
veränderten Veranstaltungsformen
führen dazu, daß die Arbeitsleistung der
VHS nicht mehr mit den gewohnten sta-
tistischen Daten allein gemessen und
bewertet werden kann. Zudem haben
sich die innerbetrieblichen Organisati-
onsstrukturen und Arbeitsabläufe ent-

stellt dafür Lehrgangsmaterialien bereit
und schult die Prüfenden. 1997 wurden
rund 28.000 Prüfungen durchgeführt,
seit 1982 sind es mehr als 350.000 Prü-
fungen.

Die niedersächsischen Volkshoch-
schulen befinden sich in einer Über-
gangssituation - die Neuorientierung ist
noch keineswegs abgeschlossen. Nicht
alle 70 Volkshochschulen entwickeln
sich in der gleichen Geschwindigkeit, da
die Ausgangspositionen und die Rah-
menbedingungen vor Ort jeweils unter-
schiedlich sind. Fest steht aber, daß alle
die Herausforderungen des Weiterbil-
dungsmarktes angenommen haben und
sich als moderne öffentliche Bildungs-
und Dienstleistungseinrichtungen ver-
stehen. Die im Evalutionsbericht darge-
stellten offenen Fragen, Bewertungen
und Folgerungen sollen Eingang finden
in die weiterbildungspolitische Diskus-
sion der nächsten Zeit. 

DDiiee  VVoollkksshhoocchhsscchhuulleenn  NNiieeddeerrssaacchhsseennss
iimm  WWaannddeell

Evaluationsbericht der Volkshoch-
schulen und des Landesverbandes der
Volkshochschulen
7700  SSeeiitteenn  ((1155  ÜÜbbeerrssiicchhtteenn  mmiitt  ZZaahhlleenn
uunndd  DDaatteenn))  LLaannddeessvveerrbbaanndd  ddeerr  VVoollkkss--
hhoocchhsscchhuulleenn  NNiieeddeerrssaacchhsseennss  ee..VV..,,  
HHaannnnoovveerr  11999988

11 Die soeben bekannt gewordenen Daten
für 1997 bestätigen diesen Trend: Kom-
munale Zuschüsse stagnieren. Der Anteil
der Landesmittel sinkt auf unter ein Fünf-
tel. Teilnehmergebühren steigen auf über
75 Mio. DM (Anteil: rd. 32%), andere Er-
träge und Drittmittel auf fast 71 Mio. DM
(Anteil: rd. 30%).

22 Bei geringfügigem Rückgang gelten die-
se Größenordnungen auch für 1997.

33 Nach zeitweise empfindlichen Rückgän-
gen 1997 wieder rd. 300 Veranstaltungen
und weit über 4.000 Belegungen.

sprechend verändert, oft verschäft
durch Personalabbau und Arbeitsver-
dichtung. Viele Volkshochschulen haben
zur Bewältigung dieser internen Proble-
me eigene Projekte einer Organisations-
entwicklung in Angriff genommen.

Das niedersächsische Erwachsenen-
bildungsgesetz (EBG), das die staatli-
chen Förderleistungen regelt und erst
vor zwei Jahren novelliert wurde, bleibt
hinter der sich wandelnden Wirklichkeit
von Volkshochschule und Erwachsenen-
bildung zurück. Wenngleich es etwa mit
der hervorgehobenen Förderung der
„gemeinwohlorientierten Bildungsar-
beit“ eigene Vorgaben macht, hat es
kaum noch Impulse und Entwicklungs-
chancen geliefert. Die Regelförderung
der VHS-Arbeit aus öffentlichen Mitteln
muß jedoch erhalten bleiben, denn eine
sozialverpflichtete Weiterbildung der
Volkshochschulen ist weder über den
Markt zu finanzieren noch marktförmig
zu gestalten.

Neue Entwicklungen sind mit der
Diskussion von Qualität in der Weiterbil-
dung in Gang gekommen, die von den
Volkshochschulen und ihrem Landesver-
band offensiv aufgenommen wurde und
zu einem eigenen, bundesweit beachte-
ten Konzept der Selbstevaluation und
Qualitätssicherung geführt hat. Rund
die Hälfte der Volkshochschulen arbei-
tet in einem „Qualitätsring“ zusammen,
andere Volkshochschulen lassen sich
nach der europäischen Qualitätsnorm
ISO 9001 zertifizieren.

Der Landesverband der Volkshoch-
schulen Niedersachsens unterstützt mit
verschiedenen Dienstleistungen die Ar-
beit seiner Mitgliedseinrichtungen. Da-
zu gehört die Entwicklung von Lehr-
gangs- und Prüfungssystemen, die Bera-
tung und Öffentlichkeitsarbeit, vor allem
aber die Mitarbeiterfortbildung, die als
zentrale Aufgabe im EBG und der Ver-
bandssatzung festgelegt ist. Trotz Kür-
zung des Fördervolumens von 1993 bis
1997 um 62% ist die Anzahl der angebo-
tenen Veranstaltungen nicht im gleichen
Umfang zurückgegangen.3

An den niedersächsischen Volks-
hochschulen werden fast ein Drittel, bei
landeseinheitlichen Prüfungen über die
Hälfte aller Prüfungen an deutschen
Volkshochschulen abgelegt. Die VHS-
Prüfungszentrale des Landesverbandes
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